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WAS WIRD AUS DER DEUTSCHEN

>OZI ALVERS IC HER UNG?
i r b e m e r k u n g : 11 ir führen heute die in Summer 11 begonnene Auseinandersetzung

iter. leufhrungen erfahrener Praktiker urul Theoretiker sind uns durdiaus envünsdtt, ivenn

i senllidie Anregungen zur Sudie geben können. Die Schriftleitung.

Die Entwicklung der Sozialversicherung
Wn dii* weiter« GeniaAtnn$j det SozinlretedAntung be-

»predttl will. maul ihre bisherig«- KntwuJJuntf kennen.

Wir geben daher einen Ueberblick über die zahlen¬

de Entwicklung im Jahre Ml.

Die Sozialversicherung des Jahres 1931 stand

im Zeichen der Wirtschaftskrise. Gesetzliche
Vorschriften suchten gegen Ende des Jahres

«lit Ausgaben den Einnahmen einigermaßen
ugleichen.

Die Wirtschaftskrise führte dazu, daß die Bei-

^einnahmen im Jahre 1931 weiter beträcht¬

lich sanken. Es ging insgesamt an Beiträgen
Summe von 3 Milliarden Reichsmark (1930:

3,8 Milliarden Reichsmark) ein. Ehe Ver-

>L>enserträgnisse stiegen noch etwas und zwar

trf rund 279 Millionen Reichsmark. Die

sonstigen Einnahmen gingen aber weiter zu-

k auf 128 Millionen Reichsmark (193():
133 Millionen Reichsmark). Für sämtliche

Zweige der Sozialversicherung (ohne AIV.) er-

jibt sich im Jahre 1931 eine Gesamtein-

i li in e von 3,4 Milliarden Reichsmark. Die

I in t a u s g a b e n beliefen sich iuf

Milliarden Reichsmark gegenüber 3,7 Mil-

irden Reichsmark in den beiden Vorjahren.

Ausgaben bei den einzelnen Zweigen hatten

Vergleich mit dem Vorjahr eine voll-

inmen versrlnedene Entwicklung. Die Aus-

ben lür die KV. gingen um 300 Millionen

hsmark z irück, die Einnahmen in diesem

ige aber um eine halbe Milliarde. So kommt

daß in diesem Zweige zum erstenmal ein

il>etrag aufzuweisen ist. Die Ausgaben in

Rentenversicherung stiegen teilweise no

in, so in der IV. und AV. Von den

ntnusgaben entfielen 3/2 Milliarden Reichs-
iuf die Pflicht- und freiwilligen Leistun-

<las sind 91 v. H. aller Ausgaben (92 v. H.

Vorfahr) oder 107 v. H. der Beitragsein-

Wilhelm Lehnert, München

nahmen (90 v. H. im Vorjahr). Für Verwal¬

tungskosten wurden insgesamt 278 Millionen

Reichsmark aufgewendet, also 9,3 v. H. der Bei¬

träge. Die Ausgaben überstiegen die Ein¬

nahmen um 41 Millionen Reichsmark. Das

J^hr 1931 ist also das erste Jahr, in dem sich

für die Sozialversicherungszweige insgesamt
ein Fehlbetrag ergibt.
Das gesamte Vermögen ist im Jahre 1931 von

4,65 Milliarden Reichsmark auf 4,59 Milliarden

Reichsmark gesunken. Von dem Endvermögen
entfallen zwei Fünftel auf die AngV., ein

Drittel auf die InvV. und nicht ganz ein

Fünftel auf die KV.

Bei der knappsehaftlichen Pensionsversicherung,
und zwar sowohl der Arbeiter wie der An¬

gestellten, ist im Jahre 1931 ein Fehlbetrag
entstanden, obwohl das Reich Zuschüs

leistete. Einen Ueberschuß hat nur die AngV.
aufzuweisen. Die Entwicklung in den Krisen-

n.onaten des Jahres 1931 hat bewiesen, dafi
eine Verflüssigung von Vermögen zur Deckung
von Leistungen bei schwierigen Verhältnissen

auf dem Wirtschaftsmarkt teilweise überhaupt
nicht, teils nur unter Verlusten, möglich war.

Die Unfallversicherung mit ihren
66 gewerblichen und 40 landwirtschaftlichen

IKien. hatte trotz der rückläufigen wirtschaft¬

lichen Entwicklung (»ine Zunahme der Zahl eier

versicherten Betriebe auf etwa 1,12 Millionen

zu verzeichnen. Es darf angenommen werden,
daß es sich hierbei um Betriebe handelt, die

bereits früher l>est<_nden haben, deren Zu-

ftörigkeit zu einer BG. al>er noch nicht fest¬

stellt worden war. Zum Teil sind aber auch

Betriebe, meist von \z kleinem Umfange, von

bisherigen, inzwischen arbeitslos gewordenen,
Arbn. in der Hoffnung1 gegründet worden, sich

auf diese Weise eine wirtschaftliche Grund-



läge zu schaffen. Durch die Zunahme ist

indessen keine Erhöhung der Zahl der ver¬

sicherten Personen eingetreten. Die Zahl der

Versicherten hat sich dagegen um lr6 Millionen

auf 9,6 Millionen gegen 1930 verringert. Der

Rückgang der Vollarbeiter betrug 1931 bei der

Baugewerksberufsgonossenschaft 31,16 v. H.,
bei der Eisen- und Stahl- 24,06 v. H., der Holz-

23,51 v. H., der Knappschafts-BG. 19,68 v. H.

Die Lohnsumme ist bei einer Minderung dl

Entgelts um rund 4,9 Millionen um fast 23 v. H.

gefallen. Bei der Baugewerks-BG. ist die Minde¬

rung noch erheblich größer, und zwar betrifft
sie über 39 v. H. Im Jahre 1931 standen insge¬

samt 25,48 Millionen (1930: 24,10 Millionen) Ver¬

sicherte unter dem Schutze der UnfV.

Die Unfallzahlen haben sich im Berichtsjahl
allgemein weiter in der bereits im Vorjahre

festgestellten absteigenden Richtung bewegt.
Die Zahl der im Jahre 1931 gemeldeten Be¬

triebsunfälle beläuft sich auf ins^» samt 918 557.

< i </<nüber dem Vorjahr beträgt der Rückgang
21,28 v. H. und übersteigt absolut und relativ

ie im Vorjahr auf 17,15 v. H. festgestellte Ab¬

wärtsbewegung. Im Jahre 1931 sind 128 665

Betriebsunfälle erstmalig entschädigt worden.

Die Zahl bleibt gegen die des Vorjahres um

16,17 v. H. zurück. Die Zahl der tödlich ver¬

laufenen Betriebsunfälle hat sich gegen das

Vorjahr um 1642 auf 6326 verringert. Dem¬

nach ist die Zahl der erstmalig entschädigten
Betriebsunfälle mit tödlichem Ausgange um

20,61 v. H. zurückgegangen, benfall die

Wegeunfälle um 17,5 v. H.

Im Jahre 1931 wurden 9681 Berufskrank¬

heiten angezeigt. Davon entfielen 3076 Fälle

ss 31,77 v. H. auf Staublunge (Silikose), 2055

= 21,23 v. II. auf Blei oder seine Verbindungen.
Im allgemeinen ist bei allen eine rückläufige

Bewegung festzustellen. Nur die Zahl der An¬

zeigen über Erkrankungen durch Arsen oder

seine Verbindungen hat sich von 90 auf 107

erhöht. Tödlich sind von den erstmalig ent¬

schädigten Fällen 14,54 v. H. verlaufen.

Die Fälle völliger Erwerbsunfähigkeit machten

4,76 v. H. aus. Im Jahre 1931 siiul insgesamt
Renten für 981 681 Unfälle ihlt worden,

gegen 987 172 im Jahre 1930. Der Rückgang
beträgt 0,56 v. H. Davon entfielen 1,97 v. H.

der Renten auf Wegeurfälle und 0,74 v. H. auf

Berufskrankheiten. Auf Grund der 4. Notver¬

ordnung vom 8. Dezember 1931 kamen 306 987

s( mnte kleine- Renten in Wegfall.

Hinterbliebenenrenten wurden 1931 192 431 be¬

willigt. Hierunter befinden sich 113 923 Witwen*

(Witwer), 73 921 eheliche Kindei und ihnen

Gleichgestellte, 4587 Verwandte aufsteigender
Linie.

Di Gesamtausgaben de Unfall-

rsicherung beliefen sich im Jahre 1931

rf 420 151 300 RM. Gegenüber 1930 sind dem¬

nach 8,99 Millionen = 2,10 v. H. * ver¬

ausgabt worden. Davon entfielen 283,6 Mil

nen auf Renten, 203 700 RM. auf die Be

fürsorge, 10,1 Millionen auf Berufskrankhei

8,17 Millionen auf Unfallverhütung, 15,3 M

lionen auf Verfahrenskosten, 39 Millionen

Verwaltungskosten.
Wie hoch die Zahl der Versicherten der I

validenversicherung ist, ist nicht t>

kannt. Schätzungen, die Anfang 1928 dur

geführt wurden, ergaben die Zahl von rui

18 Millionen. Die Zahl der überhaupt ein

gegangenen Quittungskarten ist im Jahre 1931

bedeutend unken. Es ist dies eine Folge i

ungeheuren Arbeitslosigkeit. Die Zahl cl

Quitlungskarten Nr. 1 ist gegenüber d»

Vorjahr um mehr als ein Fünftel gesunk«
Dies dürfte in erster Linie auf den Geburt«

rückgang und auf die große Arbeitslosigke.i
der Jugendlichen zurückzuführen sein. A

1. Januar 1932 liefen 2 285 923 Invalidenrent

18 483 Krankenrenten, 40 239 Altersrente

651 776 Witwenrenten, 2115 Witwenkrank«

renten, 545 637 Waisenrenten (Stämme). D

Entwicklung des Bestandes der einzelnen Rei

tenarten seit 1914 zeigt, daß die Gesamtzahl

der laufenden Renten sich in 18 Jahren etwa

verdreifacht hat. Dieses Anwachsen ist natüi

Üch nicht nur elurch die der Regel ent

sprechende Vermehrung der Rentenempfäng«
zu erklären, die mit fortschreitender Zeit 1>

|eder noch vom Beharrungszustande entfernten

Pensionsversicherung erwartet werden muh

Außer den Wirkungen des Krieges sprecht
hier besonders auch die zahlreichen Veränel

rungen mit, welche der Kreis der Rente

bezugsberechtigten durch die Gesetzgebung
erfahren hat. In dieser außergewöhnlichen Ei

Weiterung des Kreises der Rentenbezieher lief
neben dem durch die Inflation verursachten

Vermögensverlust einer der Hauptgründe b

das bedrohliche Mißverhältnis zwischen Eh

nahmen und Vermögen einerseits und jetzig«
wie künftigen Ausgaben andererseits. Mitt-

1932 liefen insgesamt etwa 3,3 Millionen Ren

ten der InvV. Gegenüber 1931 ist infolge d«

Ruhensvorschriften der 4. Notverordnung voi

S.Dezember 1931 insbesondere bei den Waisen

inn aber auch bei den Witwenrenten ein»

so große Anzahl weggefallen, daß sich der G<

imtbestand an Renten am 1. Juli 1932 u

rund XA Million Renten gegenüber Ende 1931

i mindert

Die Einnahmen der InvV. au Beitrag

betrug 1931 = 819,2 Millionen Reichsmark. A>

der Verteilung der Wochenbeiträge auf di

einzelnen Lohnklassen in Verbindung mit de :

Wert der Wochenbeiträge kann man errechnen

welche durchschnittliche Höhe die für die Inv\

entrichteten Beitiäge zu den verschieder.

Zeiten gehabt haben. Im Jahre 1913 betrug

sie 36 Pf., 1924 58 Pf.r 1929 142 Pf., 1930 141 PI

1931 135 Pf. und im ersten Halbjahr 193

123 Pf. IX r Durchschnitt ist bei den einzeh
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\n. sehr verschieden. Bei den LVAn. be-

>ich seine Höhe im Jahre 1931 zwischen

1 RM. (Ostpreußen) und 1,54 RM. (Hanse-
Bei den Sonderanstalten schwankte

zwischen 1,82 (Reichsbahnarbeiterpensions-
>se II) und 1,95 RM. (bei der Reichsbahn-

heiterpensionskasse III). Die Zinsen aus

pitalanlagen erreichten im Jahre 1931 den

i ig von 83,1 Millionen Reichsmark gegen-

b. -2,6 Millionen Reichsmark im Jahre 1930.

I )ie Einnahmer aus Zinsen stiegen im Jahre

il diso nur noch ganz gering. Im Jahre 1931

ren 8,6 v. H. der den VTrn. zur Last fallen-

Rentenleistungen durch die aufkommenden

Zina n gedeckt, während 1913 rund 52 v. H.

«ien Zinsen bestritten werden konnten. Die

st igen Einnahmen betrugen im Jahre 1931

1 Millionen Reichsmark, von denen 3,4 Mil-

nen auf die fortgeführte Aufwertung und

I Millionen auf die Zollgelder entfielen.

Der Reichsbeitrag für das Jahr 1932

rde auf 165 Millionen Reichsmark bestimmt.

Die Summe der am 1. Januar 1932 laufenden

nten stellte sich auf einen Jahresbetrag von

154,6 Millionen Reichsmark.

\ Inter dem Druck der Wirtschaftskrise mußten

Vir. zu Einschränkungen ihrer freiwilligen
Leistungen um mehr als ein Viertel schreiten,

mit elie "tzlichen Verpflichtungen erfüll*

rden konnten. Die Entwicklung der Ver¬

hältnisse führte sogar dazu, daß das RVA. sie h

veranlagt sah. besondere Empfehlungen her«

>zugeben, um die zur Verfügung stehenden

ich rückwärts bewegenden Anstaltsmittel
? iner möglichst gleichmäßigen und zweckent-

sprechenden Verwendung zuzuführen.

r Heilverfahren wurden im Jahre 1931

figesamt nur 64,3 Millionen Reichsmark

jenüber 93,5 Millionen Reichsmark 1930 aus-

ben. Die* Gesamtzahl der behandeltem

Personen betrug 397 795. Unter den Ausgaben
lin abgeschlossene Heilverfahren nahmen die

Autwendungen zur Bekämpfung der Tube

in jeder Form, des Lupus und der Ge-
ihr htskrankheiten nach wie vor den ersten

Plata ein. Die Zahl der abgeschlossenen Heil-

tandlunffsfälle betrug für Tbc. unel Lupus
36251, Geschlechtskrankheiten 26 714, Rheuma-

he Krankheiten 14 652, Krebskrankheiten 132,
ere Krankheiten 248 438.

V C r w a 1 t u n g s k o s t e n eler Träger der
V. betrugea im Jahre 1931 65,1 Millionen
smark (einschließlich der Postvergütun-

enüber 61,9 Millionen Reichsmark im

1930. Im Verhältnis zu den Beitrags-
rmahmen wurelen im Jahre 1931 7,9 v. H., im

re 1930 0,3 v. H. verbraucht. Irn Verhältnis
len gesamten Ausgaben unel zu den Aus¬

sen lür Entschädigungen (Rentenleistungen
freiwillige Leistungen) sind cl Verwal-

,r' sten wieder u'^renüber dem Vorjahre
i ken, eine* Folge der starken Steigerung

r Rentenlast. 1931 ist das erste Nach-

infletionsjahr, in welchem eine Vermögens¬
abnahme stattfand. War 1930 das Vermögen
noch um 54,6 Millionen Reichsmark gestiegen,
so ist es 1931 um 185,5 Millionen Reichsmark

gesunken.

In der knappschaftlichen Pensions¬

versicherung ist infolge der allgemeinen
Wirtschaftskrise die Zahl der Mitglieder er¬

heblich zurückgegangen. Es gehörten am

1. September 1932 der Pensionskasse 424 219

Arbeiter und 38 417 Angestellte an. Durch das

Fortschreiten der Wirtschaftskrise, durch wei¬

tere Entlassungen, Einlegung von Feierschich¬

ten und Lohnabbau Ljing das Lohnsteuerauf¬

kommen im Berichtsjahr weiterhin zurück, so

daß der knappschaftlichen Pensionsversiche¬

rung hieraus keine Zuwendungen mehr gemacht
werden konnten. Um in den Pensionszahlung

nen keine Stockung eintreten zu lassen, sah

sich daher die Reichsregierung zur Behebung
der finanziellen Schwierigkeiten veranlaßt,
nach Möglichkeit einen Ersatz für den durch

den Rückgang des Lohnsteueraufkommens ver¬

ursachten Ausfall des Reichszuschusses zu

schaffen. Das Reich stellte für 1931 eler Ar¬

beiterpensionskasse rund 63 Millionen Reicl

mark und der Angestelltenpensionskasse rund

3,6 Millionen Reichsmark zur Verfügung.
Hierzu trat die Wirkung von Satzungsänderun-

n, Notverordnung, Beitragserhöhung und

Aufnahme von Ueberbrückungskredite>n.
Schließlich wurde erreicht, daß die Pensionen,
wenn auch gekürzt, weiter zur Auszahlung ge¬

langen konnten. Trotzdem sinel aber noch

Fehlbeträge zu verzeichnen, elie aus den Ver-

mögensbestänelen entnommen werelen mußten.

Die Entwicklung eler Krankenversiche¬

rung im Berichtsjahr würele einerseits durch
die außerordentlich ungünstige Wirtschaf*

läge, andererseits durch die im Jahre 1931 er¬

lassenen Notverordnungen und auch durch die

Auswirkungen früher eTgnnge*ner Notverord¬

nungen bedingt.

Während im Jahre 1930 infolge der Wirkung
r Notve>re:>rflnung vom 26. Juli 1930 die Aus¬

ben einen stärkeren Rückgang als elie Ein¬

nahmen aufwiesen — die KV. konnte noch mit

einem Einnahmeüberschuß von in nt fi
130 Millionen Reichsmark abschließen —, sind

im Geschäftsjahr 1931 die Ausgaben nicht im

gleichen Maße* wie rlie* Einnahmen gesunken.
Die Wirkung der im Berichtsjahre und im Vor¬

jahre ergangenen Verordnungen \ermoehte

also den Einfluß eh weiteren außerordent¬

lichen Verschlechterung der Wirtschaftsl age
i icht auszugleichen, obschon die Inanspruch-

der Kassenleistungen geringer war als

in irgendeinem Jahre seit 1923. Damit unte>i~

scheielet sich das Rechnungsergebnis der KV.

Im Jahre 1931 nicht mehr grundsätzlie h vr>n

rn eler Rentenversicherungen, indem auch in
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iesem Zweige dei SV. im Berichtsjahre elie

Einnahmen stärker als die» Ausgaben zurück¬

gingen.

I) Gesamtzahl de im Jahresdurchschnitt

i931 einschließlich der Seekasse tätigen reichs¬

gesetzlichen Kassen ist von 7183 im Jahre 1930

. nt rV>29 zurückgegangen. Dsbei ist die Zahl

eler Land- unel KnKk.en gegenüber dem Vorjahre
unverändert ben, elie Zahl ele-r OKk.en

hat mn geringfügig nl>ge-iH>mmen (etwa 0,57

v. IL). Der wesentlichsten Anteil an eler Ab-

nähme dei Gesamtzahl haben die- Betriebs- ui

Innungs-Kk.en, und zwar beobachtet man bei

den Innungs-Kk.en einen stärkeren Rückgang

egenübei d#»m Vorjahr als bei den Betriebe-

Kk.en (8,5 gegenüber 4,4 v. H). Die Gesamt¬

zahl deT Mitglieder ist infolge der weiteren

Vei sc hlechterung dei Wirtschaftslage stärket

ge sanken als im Vorjahr, unel zwar sind etwa

doppelt soviel Mitglieder ausgeschieden, als im

Jahi 1930 (Abnahn im Jahi 1930 etv\

012000, dagegen im Jahre 1931 etwa 1346000

I ersonen). Die Zahl der Pflichtversicherten ist

um etwa 9,1 v. H., die* Gesamtzahl dagegen nur

um etwa 6,6 v. H. zurückgegangen. Mithin

dürfte e-ine- erhebliche Anzahl solcher Personen,
die infolge schlechter Arbeitsmarktlag zur

Aufgai ihrer versicherungspflichtigen Be¬

schäftigung gezwungen wurelen, ehe Versiche¬

rung freiwillig fortgesetzt haben. Von den Ge-

imtmitgliedern von rund 19 Millionen ent¬

fallen runel 03 v. H. aul das männliche» und

rund 37 v. H. auf das weibliche Geschlecht

Die Kr a n ken z if f er (ZahI dei arbeits¬

unfähigen Kranken je HX) Mitglieder) lag im

Berichtsjahre mit Ausnahme» der ersten drei

Monate noch unter den bereits ungewöhnlich
niedrigen Ziffern des Vorjahres. Der tiefste

Stand wureh- im Juni uiul Oktober mit 2,S ar¬

beitsunfähigen Kranken je KM) Versicherten

••i reicht. Das starke Sinken der Krankenziffei

läßt sich keineswegs allein durch eine Hebunt]
des Gesundheitszustandes dei versicherten Be-

ilkerung erklären. Zunächst Herden gesetz-
lie he unel itzungsmäfiig Bestimmungen
Einführung dei Krankenscheingeböhr, elie- Ver¬

pflichtung, «ine dreitägige Wartezeit einzu¬

halten (Notverordnung vom 26. Juli 1930) sowie

Verwaltungsma&nahmen, wii* su engere Kon¬

trolle — eine niedrige Krankenziffei zui

Folge gehabt haben. Immerhin dürfte im gan¬

ten doch der Gesundheitszustand deT gegen¬

wärtigen Versicherten und der des Berichts**

hres in de*r Iat besser sein als in elen Vor¬

jahren. Im Berichtsjahr sinel demzufolge die

Krankheitsfälle von 8,05 Millionen im Vorjahi
tri 7,10 Millionen, d h. um rund 18 v. H.,

zurückgegangen. Festgestellt wurden ins-

mt 203,7 Millionen Krankheitstage g(

übei 236,4 Millionen im Vorjahre, s«> daß ein

Rückgang von umel 13,8 v. H. erfolgte Dem

stärkeren Rückgang der Krankheitsfälle

Qber eler Zahl der Krankheitstage entspi
n Steigen der durchschnittlichen Krank!>

eh.uer. Auf einen Krankheitsfall bei ch \]

gliedern entlallen 28,7 Tat gegenüber 27*3
Vorjahr. Die teigerung eler durchs* hl

liehen Krankheitsdauer ist zwar nicht so sl

wie im Jahre 1930. Aber sie beträgt immerhii

noch 5,1 v. H. Die Verlängerung der dun

schnittlichen Erkrankungselauer läßt dara

schließen, daß die zu behandelnden Falle

schwerer als im Vorjahre waren. Berechi

man elie Krankheitselauer auf e-in Mitglied,
kommt man auf 10,7 Krankheitstage gegenöl
11,0 im Vorjahre. Die* Zahl eler entachädigtei
Fälle für WH. ist im Berichtsjahr von ii

samt 788 391 auf 686 743 (für Mitglieder un I

Familienangehörige) gesunken. Die Minderung
beträgt 12,9 v. H. und ist verhältnismai.

grofier ils der Geburtenrückgang im Deutsch

Reich.

Die- ( j e- s .i m t ei n n a h m e n (Reineinnahme
einschließlich Gewinne aus Vermögensvn
äußerungen und sonstige Einnahmen) sinel voi

1922,0 Millionen Reichsmark im Jahre 1930 aul

1429,3 Millionen Reichsmark im Jahre 1931

.Iso um 25,0 v. H. gesunken. Die Gesamtaus¬

gaben erreichten im Berichtsjahre nur 1490,)

Millionen Reichsmark gegenüber 1799,0 Millio

nen Reichsmark im Vorjahr. Die Abnahme I

tiägt also 17,2 v. H., ehe Gesamteinnahmen

jedoch sinel um 25,6 v. fi. zurückgegangen. Dei

weitaus gröfite Teil eler Gesamtausgaben ent¬

fällt mit 1220,8 Millionen Reichsmark ode

c-2,3 v. H. auf elie Krankenhilfe für Mitgliedei
unel Familienangehörige (im Vorjahre I

v. H.). Die* WH. erforderte im Berichtsjal.
93,9 Millionen Reichsmark oder 6,3 v. H. An

Sterbegeld wurden 17,5 Millionen Reichsm«.

gegenüber 20,5 Millionen Reichsmark im Voi

jähre, also 14,6 v. H. weniger, zur Auszahlung
brae h.t. Der Anteil des Sterbegeldes (eii

schlieftlieh für Familienangehörige) an den I

samtausgaben hat sich wiederum nicht weseni

lieh geändert und beträgt 1,2 v. H.

Wie» der Blick auf elas Jahr 1932 zeigt, war di-

itragsaufbringung in eh-r UV. zum Teil ree

erheblichen Schwierigkeiten ausgesetzt In de

InvV. übersteigen trotz eler Entlastungen elurch

die verschiedenen Notve-re>relnungen elie Aus

gaben (904 Millionen Reichsmark) elie Eii

nahmen (715 Millionen Reichsmark). In de

AngV. konnten der Rücklage* voraussie htlic

184,5 Millionen RM. zugeführt werden. In

knappschaftlichen V. diu Ite- deT Etat der Ai

beiterpensionskasse durch Zuwendungen el.

ie hs :us liehen se-in, während in eh-r A

stelltenpensionskasse <ü«* Zuwendungen de

Reichs nicht ausreichten, um den Fehlbeti

von 5,2 Millionen Reichsmark zu decken. I

dt-r KV. haben wohl die Rücklagen stärker al

nommen als im Vorjahi
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Organisationsänderungen und Ersparnisse in

Jer Sozialversicherung Dr. |ur. Fritz Kadgiehn, Nowawes

s ni Kennzeichen der deutschen SV. ist

Mmgel an Einheitlichkeit. In ihrem Aufbau

nden sich alle nur möglichen Prinzipien neben-

kander verwirklicht: Das berufliche, das terri-

iie unel das Prinzip der sachlichen Risiko-

.nung bei strengster Zentralisation. Die

, Igestaltung der Organisationsformen ist ein

gebnis geschichtlichen Werdens. Sie ist eine

davon, elaß elie deutsche SV. nicht als

h< itliches auf gleichen Rechtsgedanken auf*

bautes Gesetz in Kraft getreten ist, sondern

elie- ve rschiedenen Versicherungszweige
< heinander zur Einführung gelangt sind und

iher elen Niederschlag von Ansichten dar-

Ilen, die einerseits bei den jeweiligen Sach-

heitern in elen Zentralbehörden und anderer¬

es bei der je-weils vorhanelenen parlamentari-
« Inn Mehrheit bestanden haben.

Dieser Mangel an Einheitlichkeit ist durch elie

ue Jahre» 1911 in Kraft getretene RVO. nicht be-

ben woreler. Es sinel dort zwar verschiedene

\ ersicherungszweige unel eieren Träger in Be¬

hang zueinander gebracht worden. Ein ein-

.tliche'S Ganzes ist jevloch nicht zustande ge-

n.ine-n. Denn elie AngV. ist von eler RVO.

nicht initerfaßt worden. Dieser Mangel ist erst

ich nachträglich eingeführte Bestimmung« n

«i die* Wanderversicherten, den Kreis von

Wrsicherten, die Beiträge zeitweilig zur Ange-

stellten* e-rsicherung und zeitweilig zur InvV.

? nt richtet haben, mühsam überbrückt worden,

ohne elaß jeeloch eine befriedigende Regelung
erreicht worelen ist. Außerdem ist seit elem In-

krafttreten der RVO. eler SV. in eler Arbeits-

Seenversicherung ein neuer Zweig entsprossen.
her Mangel an Einheitlichkeit der deutschen

SV. ist elaher nur noch gestiegen.
ist deeshalb nur selbstverständlich, elaß elies

Mangel an Einheitlichkeit, ele»r sich am besten

dann zeigt, elaß nach amtlicher Statistik im

I deutschen Reiche über 8000 Versicherungsträger

rhanden sinel, nicht nur bei elem juristischen

Iheoretiker, sondern auch bei elem ernst zu

h hmenden Sozialpolitiker ehis Streben zeitigen
mufi, diesem organisatorischen unel rechtlichen

Wirrwarr eir Enele zu bereiten. Daß dieses

eben in den letzten Jahren besonders in Er¬

scheinung getreteen ist, hatseineen inneren Grund

dei allgemeinen wirtschaftlichen Lage, dem

instigen Stande eler Reichsfinanzen unel el

t/eit versel lieeh-ner Zweige der eh-utschen SV.

Intei diesem (Gesichtspunkte sinel alle ernst zu

ehmenden Vorschläge zu werten, die* von einei

reirtheitliechung der eh-utschen SV. unel von

i weitgehenden Angleichung des sachlichen

ie herungsrechts eine merkliche Verein-

ing de-r Verwaltung unel elamit e-ine- Kosten-

uns erhoffen. Aus diesem Streben heraus

ch \)i. von W a 1 el h e i m sein äußerst

lesenswertes Buch „Zeitgemäße Reformen der

deutschen Sozialversicherung in historischei

unel wirtschaftlicher Beleuchtung" (Carl Hey¬
manns Verlag, Berlin) geschrieben. Der Ver¬

lasser hat sich elamit, daß er die Ideengeschichte
e'ei Zeit, in welcher unsere SV. vorbereitet

würele, erforscht unel in jenem Buche nieder-

elegt hat, fraglos ein hohes Verdienst erworben.

Zeigt er doch, daß alle die Fragen, elie heute-

wieder im Mittelpunkt des allgemeinen Inter¬

esses stehen, schon vor Erlaß der ersten sozialen

Versicherungsgesetze eingehend erörtert wor¬

elen sinel. Die Darlegungen des Verfassers

lassen das entschiedene Streben erkennen, aus

jener Vorgeschichte der SV. den Nachweis zu

tühren, elaß eler Gedanke der Vereinheitlichung
aller Versie herungszweige schon damals der

leitende gewesen ist und elaß nur zufällige Er¬

wägungen oder politische Machtverhältnisse

das Zustanelekommen einer einheitlichen, auf

gleicher Rechtsgrundlage unel Organisations¬
form aufgebauten SV. verhindert haben. Anderer¬

seits ist Dr. von Waldheim aber in wissenschaft¬

licher Ueberparteilichkeit nicht an eler Tatsache

vorübergegangen, elaß die an sich möglichen
Formen der ersten Versicherungsgesetze nicht

nur im Parlament theoretisch erörtert worden

sind, sondern elaß sie auch insbesondere im

Stadium eler ersten Entwicklung des Versiche-

rungsgeelankens vielfach eine» praktische An-

wenelung gefunelen haben.

Es kann nicht Aufgabe dieser Zeilen sein, elas

parlamentarische Schicksal eler einzelnen, von

rler Reichsregierung nacheinander eingebrachten
se »zielen Versicherungsgesetze wiederzugeben.

Dagegen sei ein kleiner Rückblick in jene Zeit

eles Verdens eler deutschen SV. aus beson-

elerem Grunde gestattet. Schon im Jahre 1881

hatte» der als Verfasser einige»! reichsvolkswirt-

schaftlicher Schriften damals bekannte ehe¬

malig österreichische- Handelsminister

S c h ä f t 1 e
,
der nach seinem Rücktritt in Stutt¬

gart lebte unel mit Bismarck in regem Gedanken¬

austausch über elen Ausbau der deutschen SV.

stand, folgenden ()rganisationsplan entworfen:

tmbinierten Orts- unel Berufshilfs¬

kassen, elie wieeler auf örtlicher oder pro¬

vinzieller Landes- unel Reichsgrundlage zu

Zwangsverbänden zusammengesi blossen wer¬

den sollten, sollte als unteren Organen ehe» Be¬

treuung der Versicherten bei zeitlicher, durch

Krankheit ode-r Unfall hervorgerufene! Erwerbs¬

unfähigkeil übertragen wereh-n. Eine mittle! •

Instanz sollte elit- Durchführung der AlVers

den Arbeitsnachweis unel arbeitsgei ichtliche

Funktionen übei nehmen. Eine- höchste Instan

sollte* fdie gesamten Falb* der dauernden Er-

rbsunfähigkeit bearbeiten, ohn Rücksicht

darauf, ob diese Erwerbsunfähigkeit auf Krank-
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heit, Unfall oder Altersschwäche beruhte, außer¬

dem sollte dieser höchsten Instanz die Ver¬

sorgung der Witwen und Waisen übertragen
werden.

Dieser von Schäffle entworfene Plan für den

Aufbau einer einheitlichen SV. ist besonders

bemerkenswert wegen der scharf betonten For¬

derung, daß trotz des einheitlichen Aufbaues

der Versicherung unel trotz der sich daraus er¬

gebenden äußeren Kasseneinheit die Kassen¬

mittel der einzelnen Versicherungszweige ge¬

trennt voneinander verwaltet und nur nach dem

System der kommunizierenden Röhren mitein¬

ander verbunden werden sollten (Dipl.-Kauf-
mann Christians in „Soziale Zukunft", 1930

Seite 107 ff.). Mit anderen Worten: nach dem

Organisationsplan von Schäffle sollten inner¬

halb eines einzigen Versicherungsträgers ver¬

schiedene Sondervermögen gebildet werden,
rechnerisch streng getrennt voneinander ge¬

halten und jedes für sich verwaltet und angelegt
werden, so daß die zu dem betreffenden Sonder¬

vermögen gehörenden Versicherungsfälle aus

ihm entschädigt werden durften.

Eine solche Trennung der Sondervermögen
muß auch heute noch die erste Voraussetzung
bei einer jeden auf Vereinheitlichung gehenden
Reform der SV. sein. Denn nur bei einer solchen

Trennung kann das unmittelbare Interesse des

einzelnen Versicherten an dem Schicksal des

Sondervermögens, zu elem er selbst Beiträge
leistet und aus dem er bei Eintritt des Ver¬

sicherungsfalles Leistungen erwartet, rege er¬

halten werden.

Es ist völlig abwegig, aus sachlichen Erörte¬

rungen über die Zweckmäßigkeit einer Verein¬

heitlichung der deutschen SV. sofort zu schließen,
elaß mit der Durchführung organisatorischer
Aenderungen gleich die Beseitigung ganzer, bis¬

her selbstäneliger Versicherungszweige und die

Verschmelzung ihrer Vermögen mit denen an-

elerer Versicherungsträger begriffsnotwendig
verbunelen sei. Dr. von Waldheim ist daher auf

die Frage, ob eine völlige Vereinigung eler

beiden nebeneinander bestehenden Altersver¬

sicherungen — Invaliden- und Angestelltenver¬
sicherung — notwendig oder auch nur ange¬

bracht sei, nicht eingegangen, er hat im Gegen¬
teil ausdrücklich hervorgehoben, daß sich zu¬

nächst einmal in der InvV. der Zusammen¬

schluß der Landesve-rsicherungsanstalten zu

e»iner einzigen Risikogemeinschaft vollziehen

müsse, daß aber einem völligen Aufgehen auch

Grenzen gezogen seien, ela eler Verwaltungs¬

apparat sehr leicht das vorteilhafteste' Maß

überschreiten könne. Daß an eler ferneren Er¬

haltung der RfA. als selbständigem Versiche¬

rungsträger eine kommende Reform nicht rütteln

darf, ist m. E. eine wesentliche Voraussetzung
für die befrieeligende Durchführung einer

solchem Reform, lis verrät wenig Blick für

Staatsnotweneligkeiten, eine Vereinigung eler

InvV. und AngV. nur deshalb zu fordern, weil

das Tätigkeitsgebiet beider Versicherun.
zweige die Altersversorgung ist. Ihre Vere:

8TunfiT gegen den Willen des überwiegenelen
Teils der Versicherten durchzuführen, ka

jedenfalls nur eine Schädigung des allgemeii
Staatsgedankens im Gefolge haben. Sie ist

_

her zu unterlassen, zumal die zu den beie

Trägern der Altersversicherung gehörend»
Bevölkerungskreise nur hinsichtlich ihrer Eigen¬
schaft als Arbeitnehmer eine Kategorie bilden,
im übrigen aber in soziologischer Hinsicht keine-

einheitliche Masse darstellen, deren Zusammen¬
wurf in einer einzigen Altersversicherung sich

daher kaum rechtfertigen.lassen wird.

Im übrigen ist bei der an sich notwendigen
Reform das Wort „Vereinheitlichung" nur pi

grammatische Forderung. Ein unvermittelter

Uebergang von einem Wirrwarr der Organi¬
sationsformen und einer Anzahl kleiner unel

kleinster Versicherungsträger — Innungskran¬
kenkassen von weniger als 100 Mitgliedern! —

zu einer zentralistischen Einheit ist schlechter¬

dings ausgeschlossen, sofern der Gedanke der

Selbstverwaltung in der SV. nicht unüberseh¬

baren Schaden erleiden soll. Es darf daher bei

dem kommenden Umbau der Organisation der

deutschen SV. nichts überstürzt werden. Auch

darf dieser Umbau nur innerhalb derjenigen
Grenzen stattfinden, die einerseits durch Ver¬

nunft und andererseits durch die geschieht
liehe Entwicklung, die auch heute keineswegs
unbeachtet gelassen werden darf, gegeben sinel.

Die Reform wird daher vor allem zunächst dar¬

auf ausgehen müssen, diejenigen Versicherungs¬
träger auszumerzen, die wegen ihrer geringen
Mitgliederzahl keine Gewähr für einen gern'

genden Risikoausgleich bieten, und diejenigen
Versicherungsträger zu vereinigen, die wegen

der bei ihnen vorhandenen Rechtsgleichheit zu

einer Vereinigung reif erscheinen.

Diese beiden Voraussetzungen liegen bisbe-

semdere in der KV. und InvV. vor. In der KV.

waren im Jahre 1929 nicht weniger als 7362 Ver¬

sicherungsträger vorhanden, darunter solch»

mit kleinsten Mitgliederzahlen. Daß die Kosten

dieser kleinsten Versicherungsträger unverhält¬

nismäßig hohe sinel, wird von ihnen zwar immer

bestritten, ist aber doch Tatsache. Haben doch

nach Angaben des Hauptverbaneles deutschet

Krankenkassen im Jahre 1928 die Aufwendungen
eler InnungsKk.en für Verwaltungskosten 8,6 v.H.,

eler Ersatzkassen 11,8 v.H., dagegen die dei

OrtsKk.en nur 8,3 v.H. betragen. Abgesehen
von eler mangelnden Gewähr des Risikoaus¬

gleichs ist es dahei auch aus Ersparnisgründen
zweckmäßig, elit* Zahl von Zweigkassen — als

hauptsächlich von Innungs- und BetriebsKk.en

(lür elie* Zahlen nicht angegeben werden konnten,

ela die Kosten der Verwaltung lediglich vom

Arbeitgeber getragen werden) — dadurch ein

zuschränken, daß ehe gesetzlich festgelegten
Mindestzahlen für ihre weitere Zulassung

(vgl. gS 240, 255, 256 RVO.) heraufgesetzt wei
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Auch ist es überhaupt fraglich, ob der

chichtlichen Entwicklung so weitgehend

chnung zu tragen ist, daß auch heute noch

fünf Arten regelmäßiger Träger der KV.

AOK. und besondere OKk., Land-, Betriebs¬

ltd Innungs-Kk.en — beibehalten werden

issen. Gegen eine Vereinigung der beson-

ren OKk.en mit den AOKk.en dürften ernst-

be Gründe wohl kaum ins Feld zu führen

in. Ihr Aufgehen in den AOKk.en dürfte

>n die Verbesserung durch den Risikoaus-

ich begründen. Auch sind die Voraus¬

ingen für eine Vereinigung der OKk.en

unel Land-Kk, infolge der Einführung der Fa-

milienkrankenhilfe als Pflichtleistung durch die

Notverordnung vom 26. Juli 1930 entschieden

instiger geworden. Denn die Verschieden¬

en zwischen diesen beiden Arten von Trä-

rn der KV. sind dadurch bezüglich der Ge-

»hrung ihrer Leistungen erheblich geringer
.worden. Einer Vereinigung von AOKk.en und

ndKk.en stehen daher m. E. weniger Hinder¬

te als früher entgegen, zumal die Ausgaben
dei LandKk.en für die Wegegebühren, die bei

ihrem Ausgabeetat eine verhältnismäßig erheb¬

liche Rolle spielen, dann von breiteren Schul-

te-rn zu tragen wären. Da außerdem für die

weitere Aufrechterhaltung der Knappschafts¬
versicherung, die im Grunde nichts weiter als

eine Doppelorganisation ist, in Zeiten der Spar¬
samkeit im allgemeinen und bei der wirtschaft¬

lich schlechten Lage der Reichsknappschaft im

sonderen kein Raum mehr ist, so wird auch

die KV. der knappschaftlichen Arbeitnehmer

t allgemeinen KV. anzugliedern sein. Der

Verringerung der Zahl der Träger der KV. sind

? doch Grenzen insofern gesetzt, als die Bil-

elung übergroßer Kk.en vermieden werden muß.

Denn der räumliche Zusammenhang des Ver¬

sicherten mit der Kk. einerseits und seine wirk-

ime Üeberwachung durch die Kk. anderer¬

es darf niemals aufhören. Eine allgemeine

Höchstgrenze für die Größe der Kk.en festzu¬

legen, ist jedoch nicht angängig. Die verschie¬

dene Wohndichte der Bevölkerung wird stets

? ine Entscheidung im Einzelfalle notwendig

machen, bei der jeweils elie rationellen Be¬

dungen zwischen Kassengröße und voraus¬

sichtlichen Verwaltungskosten zu prüfen sein

werelen.

In eler InvV. ist das nächste Ziel die Ver-

inigung der heute bestehenden 29 Landesver-

uerungsanstalten und 6 Sonderanstalten. Die

Voraussetzungen für eine solche Vereinigung
>ind bei der InvV. gegeben, so daß einei

i he-n Vereinigung organisatorische Schwie-

-! keiten nicht entgegenstehen. Daß die InvV.

Aibeitnehmer in den knappschaftlichen Be¬

ben bei dem Abbau einer besonderen Knapp-
iftsV. dem künftigen Einheitsträger eler

inzuschließen ist, beelarf kaum noch be-

r Erwähnung.
Von elen anderen Versicherungszweigen sind

die AngV., die auch künftig als besonderer

Versicherungszweig aufrechtzuerhalten ist,

und die AIV. bereits einheitlich und zentral

organisiert. Veränderungen organisatorischer
Art sind daher bei diesen Versicherungszweigen
nicht erforderlich. Nur sind die bisher bei der

KnV. versicherten Angestellten mit deren Auf¬

lösung zur allgemeinen AngV. zu überführen.

Auf dem Gebiete der Gesundheitsfürsorge
besteht schon eine Arbeitsgemeinschaft der

verschiedenen Versicherungsträger; sie hat auf

diesem begrenzten Tätigkeitsgebiet sogar recht

beachtliche und allseitig anerkannte Erfolge er¬

zielt. Diese Erfolge müssen nun der Anlaß sein,

eine solche Zusammenarbeit aller Versiche¬

rungsträger auch auf anderen Gebieten der

Gemeinschaftsarbeit herbeizuführen, damit auch

dort durch einheitliche, planmäßige Verwal¬

tungsmaßnahmen Ersparnisse erzielt werden.

Solche Ersparnisse lassen sich durch gemein¬
same Ausnutzung des vorhandenen Personal¬

bestandes und bestehender Einrichtungen er¬

reichen. Die größte Ersparnis wird sich aber

durch die gemeinsame Benutzung eines zweck¬

entsprechend und vernünftig gegliederten Ver¬

waltungsapparates erzielen lassen, dessen ra¬

tioneller Einrichtung und Ausnutzung eine

solche zentrale Vereinigung aller Versiche¬

rungsträger daher ihr besonderes Augenmerk
zuzuwenden hätte. Die Ersparnis an Verwal¬

tungsarbeit und damit an Verwaltungsaufwand
wird um so größer sein, je mehr es gelingt, die

Kreise der Versicherten für die einzelnen Ver¬

sicherungszweige so zu ziehen, daß sie sich

decken. Auch in dieser Beziehung würde sich

einer zentralen Verwaltungsgemeinschaft aller

Versicherungsträger somit ein lohnendes Ar¬

beitsgebiet eröffnen. Daß außerdem durch eine

solche Verwaltungsgemeinschaft manche Rei¬

bungen zwischen den einzelnen Versicherungs¬

trägern, mancher unnötige Aufwand an Ver¬

waltungsarbeit und mancher überflüssigen, jetzt

vor den Spruchbehörden zum Austrag ge¬

brachte Streit verhütet werden könnte, ist wohl

nicht in Abrede zu stellen. Die Kosten der

Unterhaltung einer solchen auf genossenschaft¬
licher Grundlage aufgebauten zentralen Ver¬

waltungsgemeinschaft werden m. E. gering sein

gegenüber den Ersparnissen, die durch ihre

regelnde und ausgleichende Tätigkeit erzielt

werden können.

Mit eler Forderung, die Verwaltungsgeinean-

schaft in Form einer besonderen Rechtspersön¬
lichkeit herbeizuführen, stelle ich mich in einen

bewußten Gegensatz zu Universitätsprofessor
Dr. Lutz Richter, dessen im Juliheft 1930

eler Zeitschrift „Justiz" nh-elergelegten Ansich¬

ten über Vereinheitlichung der Sozialversiche¬

rung ich mich in den übrigen Punkten, wenn

auch zum Teil mit anderer Begründung, an¬

schließ Die von Prot >r Dr. Richter vor¬

geschlagene Anlehnung der aneleren Versiche¬

rungszweige an eiie RfA. u. AIV. halte ich nicht
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tür glücklich. Dadurch werelen Befürchtungen
e!e-r Versicherungsti r, ihrer eigenen Recht

persönlichkeit eloch noch verlustig zu gehen,
nicht genügend gebannt Derartige Befürch¬

tungen, die ein vertrauensvolles Zusammen-

arbeiten von vornherein gefährden müssen,
werelen dagegen vermieden» wenn eine Verwnl-

tungsgemeinschaft Her Versicherungst räger
? i richtet unel eine Zwangsmitglied¬
schaft eler einzelnen Versiche¬

rungsträger eingeführt wirel. Denn in einer

¦olchen auf gene>sse-nschaftlicher Grundlage er¬

richteten Verwaltungsgemeinschaft sinel alle

Vei sie herungsträger gleichberechtigte-
Mitglieder, was l>ei ihrer Anlehnung an einen

anderen Versicherungsträger nicht in elem-

se-ll>en Grade gewährleistet erscheint. Aus rein

psyche>h>gischen Erwägungen scheint mir elie-

(iründung Silier Zentralgenossenschaft aller

VerSe-ChenmgSträgei elaher elie» besseren Vorbe-

elingungen für ein gedeihliches Zusammen¬

arbeiten zu enthalten« Damit, daß als gemein-
ime Vei- wai tungsst eilen e-iner Verwaltungs¬

gemeinschaft aller Versicherungsträger elie

Kk.en für elie Aufgaben der Beitragserhebung
unel eler Gewährung von Rentenleistungen,
überhaupt für eh-n Verkehr mit Versicherten
unel Arbeitgebern wegen ihrer räumlichen Ver¬

breitung über eins ganze* Reichsgebiet allein in

Frage» kommen können, stimme ich Profe-sse>r

Dr. Richter bei.

In meine bisherigen Ausführungen habe ich elie

Unfnllv ersicherung mit voller Absicht
nicht hineingezogen. Dieser Zweig der Sozial¬

versicherung stellt nicht nur eine Versicherung
von Arbeitnehmern elar, sonelern er ist zugleich
eine Versicherung der Unternehmer gegen

Haftung für Schäden, eli<- den Arbeitnehmern
in) Zusammenhange mit elem Betriebe- zu¬

stehen. Dieser De)ppelcharakter eler Unfallver¬

sicherung macht ihre Anlehnung an einen an¬

liefen Versicherungsträger aus Gründen» elie

Professor Dr. Lutz Richter selbst hervorge¬
hoben hat, bis zu einem gewissen Graele

schwierig, zumal dieser Versicherungszweig
außer «lern Ersatz eh-r Schadensansprüche «ier

Unfallverletzten auch die gre>ße Aufgal>e elei

Unfallverhütung elurchzuführen hat. Pre>te*ssor

Dr. Richter ist elaher zu dem Ergebnis gekom¬

men, elaß eine besondere UnfV. überhaupt q

zugeben und die Entschädigung von Betr:.
Unfällen vielmehr den Trägern der KV., InvV
oder AngV. zu übertragen ist, je nachdem, oh

ele*r Unfall oder die Berufskrankheit zu Kra.

heit, Erwerbsunfähigkeit (im weitesten Sinn»
oder zum Tode geführt habe; die besonder

Aufgaben eler Unfallverhütung seien dag«
durch elie Stärkung eles staatlichen Arbeit
nehmerschutzes unel eler staatlichen Arbeitsaut
sieht zu erfüllen. Daß durch eine solche Ref
lung eine erhebliche Ersparnis an Verwaltung
arbeit elurch den Wegfall von Zuständigkeits
unel Einstufungsstreitigkeiten zwischen den

jetzt bestehenden einzelnen Versicherungs
trägem eler UnfV., den BG.en untereinande-i

unel zwischen ihnen unel den einzelnen Untei-

nehmern eintreten würde, ist sicher. Ob elie

Weg indessen beschritten werden soll, isi

zweifelhaft. Denn mit dem Aufgehen des Un-

tallrisikos in elas allgemeine Erkrankungs- und

Invaliditätsrisiko tritt eine Mehrbelastung füi

die Versicherten insofern ein, als aus ihren Bei¬

trägen dann auch Unfallfolgen zu entschädigen
wären, die bisher wenigstens formalrechtlich

von den Unternehmern allein entschädigt wor¬

den sinel. Ob die Arbeitnehmerschaft im allu

meinen und die Arbeitnehmer in weniger ge

fährdeten Betrieben im besonderen sich damit

so ohne weiteres abßnelen würden, wie Professen

Dr. Richter voraussetzt, erscheint mindestens

zweifelhaft. Auch ist keineswegs sicher, dali
elas Verantwortungsgefühl eler Unternehmer¬

schaft hinsichtlich der Unfallverhütung mit dem

Wegfall einer besonderen Unfallversicheruni!
in derselben Weise wie jetzt erhalten bleiber,

unel elaß staatliche Stellen auf dem gerade füi

eine Selbstverwaltung geeigneten Gebieten de-i

Unfallverhütung die gleichen Erfolge erzielen

werden, wie es jetzt eler Fall ist. Dagegen
wurelen eler Eingliederung einer selbständigen
Unfallversicherung in eine kraft Gesetzes ein

geführte Verwaltungsgemeinschaft aller Vei

sicherungsträger organisate>rische Schwierig
keiten besonelere*r Art nicht entgegenstehen.
Durch elie Frage nach dem endgültigen Schick¬

sal eler Unfallversicherung braucht elaher ehr

Inangriffnahme einer Reform in elem oben vei

tretenen Sinne nicht aulgehalten zu werden.

Zur Neuordnung der Krankenversicherung

So gute» Berechtigung ehe» zui Eröffnung einei

sachlichen Erörterung über elie- Präge: „Was*
wirel aus deT Sozialversicherung in Nr. 11

diesei Zeitschrift von nistav Vasewitz,
Berlin, unel Karl Roh Weifiwasser, vorge

liagfllfll Anregungen haben, se) he-n s;

eloch iu sehr ins einzelne, um den je»t/.t zur

Klärung drängenden (irundfragen gei echt zu

werden. Seit Jahren beschäftigt sich damit «I

Hans Adolf Aye, Halle a. S.

()eHen tl ichkeil unel wirel besonders in Fach¬
kreisen elie Reform der SV. erörtert. Ansätze

zu einer Reform sinel auch in elen letzte

Jahren zu verzeichnen gewesen. Alle Maß¬

nahmen abe-r waren abgestellt auf elas Bedürfnis

des lage-s; richtunggebenel unel grunellegen
für die Zukunft waren sie nicht. Es hanelelt«

sich immer nur um Flickwerk am Bau der SV..

elurch ehis Dauerndes unel wirklich Neues nie
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( haffen wurde und nicht geschaffen werden

»nnte.

nationale Erhebung erst hat den Boden

e haffen, auf dem eine Neuordnung der SV.

tehen kann. Das ist ja gerade das Große

elieser Bewegung, daß sie bereit ist, die

i Wege zu verlassen und auf grundsätzlich
ien Bahnen weiterzugehen. Auch für die SV.

nun
— und zum ersten Male seit den R

;mbestrebungen der Nachkriegszeit — dei

ltpunkt gekommen, in dem ernsthaft eine

N e u Ordnung erörtert werden kann.

.

diese Neuordnung aussehen wird, ist noch

cht bekannt. Soviel aber läßt sich erkennen,

i die Reform nicht ausgehen will von der

als etwas Selbständigem, sondern daß man

Neuordnung im Rahmen des Gesamten

packen will. Eine Reform der SV. ist

denn auch überhaupt nur möglich,
nn sie eingepaßt wird in elen

Neuaufbau der gesamten Wirt¬

haft. SV. unel Wirtschaft hängen zu eng

miteinander zusammen, als elaß jene reformiert

werden könnte, ohne die Aenderungen der

Wirtschaft zu berücksichtigen. Die neue deut¬

sehe Nationalwirtschaft wirel eine berufsstän-

lische Gliederung erfahren, deren Einzelheiten

mit jedem Tage deutlicher hervortreten. Es ist

nicht gut denkbar, daß die SV. unabhängig von

Me-ser berufsständischen Gliederung bestehen

»iben kann. Sie muß, das scheint mir eine

twenelige Konseejuenz, in elie einzelnen Be-

i ufsstände eingegliedert werden.

Erörterung der kommenden Neuordnung
i SV. kann sich deshalb nicht darauf be¬

tranken, aufzuzeigen, welche Verbesserungen

r unel da an dem bisherigen Aufbau ange-

biacht werden können. Solche Wünsche

tnnen zwar mit der Reform einhergehen; sie

sinel aber nicht das Wesentliche. Erörterungen
der Fachkreise müssen vielmehr elavon aus¬

lan, daß elas Bestehende nicht bleiben, son¬

dern elurch Neues ersetzt wird. Nur eiann

rden sie die kommende Neuorelnung lörelern

können,

He-jnht man eiie Notwendigkeit eler berufs-

-tanelischen Gliederung auch für die SV., dann

mmt man zu dem Schluß, daß mit der Retorm

ist be>gonne»n werelen kann, wenn in eh

Nationalwirtschaft der Aufbau eler Berufs«

nde\ wenigstens in den Grunelzügen, beenelet

Nur so ist auch das Zögern der Reichs-

«erung, m:t ihren Plänen hervorzutreten, zu

rstehen. Nach elen Veröffentlichungen dei

ktionalsozialistischen Führer will man elen

ständen in ihren eigenen Angelegen¬
heit das Recht eler Selbstverwaltung geben,

elie s*-n Angelegenheiten auch die Verwal¬

ter SV.-Einrichtungen zu rechnen, be-

i keinerlei Beelenken. Die InvV. allerdings
in dabei wohl ausnehmen müssen, eben-

tvohl auch die AngV.

Anders aber liegen elit- Dinge- tür elit» UnfV.

und elie KV. Dit- UnfV. ist Schon bisher be-

rufsständisch geglieeleit. Bei ihr würeh sieb

elaher nur um eine Umformung handeln, ohne

daß an den Grundgedanken Aer.eierungen ein¬

treten müssen. Für elit» KV. dagegen muß eine

völlige Neuorelnung eintreten«

Für die KV. könnte- sich elie Reichsgesetz¬
gebung darauf beschränken, ein Rahmen¬

gesetz zu erlassen« Diesei hätte die allen

KVTrägern el« verschiedenen Berufsstände

gemeinsamen Fragen KU regeln. Dahin gehören
vor allem Bestimmungen über ehe Mitglied¬
schaft der Versicheu ten, über die Organisation
eler VTräger unel elen Umlang ihrei Leistungen,
über die Grunelzüge* des BeitragSWSSSM unel

über elas Verfahren. Dabei wirel m/m allerdings
den Wunsch haben müssen, elaß ehis Rahmen«

gesetz nicht ein so umfangreiches Gesetzes¬

werk wird wie elie RVO., elie» in ihrer Viel¬

gestaltigkeit minelestens elem Versicherten un¬

verständlich bleiben muß. Eine Vereinfachung
e!e»r gesetzlichen Vorschriften erscheint auch

elurchaus möglich, wie auch insbesondere eine

Vereinfachung eles Verfahrens sich ermög¬
lichen ließe. (Vgl. dazu meine Ausführungen
in „Deutsche Krankenkasse Nr. 34 unel

49/1032.)
Innerhalb dieses Rahmengesetzes könnte jeder
Berufsstand ehe KV. seiner Berufsgenossen
nach seinen besonderen Bedürfnissen regeln.
Hier dem Berufsstanel möglichst weiten Spiel¬
raum zu lassen, ist sicherlich richtig.

Ein Vorbild solcher berufsständischen Regelung
können elie InnungsKKen. abgeben. Ihnen als

den Trägern der KV. eles eleutschen Hand¬

werks würden die KVTräger eler übrigen Be-

rufsstänele zifr Seite treten. Es fehlt im Rahmen

elieses Aufsatzes an Raum, auf Einzelheiten ein¬

zugehen. Auch ist es nicht meine Absicht, hier

ein in allen Teilen fertiges Programm aufzu¬

bauen. Meine Ausführungen sind vielmehr nur

als Gedanken aus dei Praxis zur Neuordnung

eier KV. auf berufsständischer Grundlage ge¬

meint Man kritisiere deshalb auch Einzelheiten

nicht allzu scharf.

Da bei den InnungsKken. der berufsstänelische»

(ledanke bereits weitestgehend in elie Praxis

umgesetzt ist, will ich an ihnen meine- Ge*

danken etwas näher ausführen.

Wirel eler Berufsstand des deutschen Hanel-

rks aufgebaut, se> wirel man elie bisher be*

stehende Vielzahl von InnungsKken« nicht be¬

stehen lassen können. Man wird vielmehr elie-

samte HandwerksKV. in einem einheitlichen

(u bilde- zusammenfassen müssen. Dies

„ReichshandwerksKk/' soll nun aber nicht eine

neue' MammutKke. werden, se>nelern in bezirk¬

liche unel örtliche Gliederungen mit möglichst
großer Selbständigkeil aufgelöst werden. ( Ert¬

lich jedoch wirel nur e-ine- ein/ige- Einrichtung

der HandwerksKV, bestehen können, in welcher

alle Angehörigen des Handwerks zusammen-
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gefaßt werden. Diese- ortlichen Einrichtungen
werden zusammengefaßt in der BezirksKk»

die ihrerseits wiederum ihre Spitze in der

ReichsKke. haben. Damit wird ein Lastenaus¬

gleich erreicht, durch den leistungsschwachen
itlichen Kassen aus dem Gesamtvermögen

Zuschüsse geleistet werden können.

Die ReichsKke. und die BezirksKken. müssen

den Organen des Berufsstandes des Handwerks

angegliedert werden. Ihre Funktionen kann der

schon bestehende Reichsverband der Innungs¬
Kken. und seine Unterorganisationen wahr¬

nehmen, so daß also neue Verwaltungsstellen
nicht geschaffen zu werden brauchen. Die Be¬

zirksstellen und die Reichsstelle würden ja
ohnehin nur Verwaltungsaufgaben haben, die

sich bei zweckentsprechender Organisation
ohne einen zu großen Verwaltungsapparat be¬

wältigen lassen. Dabe»i denke ich mir die

Reichshandwerkskasse als Abteilung der

Reuchshandwerkskammer oder wie die Spitze
des Berufsstandes bezeichnet werden wird. Die

BezirksKken. wurelen den Bezirkshanelwerks-

kammern als Abteilungen anzugehören haben.

Eine solche Angliederung wird sich ohne

große Schwierigkeiten durchführen lassen. Sie

ist notwendig, damit die KVTräger des Hand¬

werks den besonderen Belangen dieses Berufs¬

standes eingegliedert werden.

In Nr. 10 des „Zentralblattes", dessen Aus¬

lassungen eine besondere Beachtung zukommt,
nachdem als Herausgeber Ludwig Brucker

und Walter Schuhmann und als Schrift-

leiter Friedrich E be 1 i n g zeichnen, finden sich

ganz ähnliche Geelankengänge. Dort sind auch

Ausführungen über die Bildung eler Organe
der berufsständischen KVTräger gemacht, die
vollste Beachtung verdienen und sich offenbar

weitgehend mit meinen Gedanken decken.

Jedes Organ soll einen Führer erhalten, der

von dem entsprechenden Führer des Berufs¬

standes bestimmt wird und dem ein Beirat aus

elem Kreise der Arbeitgebei und der Ver¬

sicherten zur Seite steht.

Was für den Berufsstand des Handwerks hier

vorgetragen wurde, gilt natürlich für die KV-

Tiäger der übrigen Berufsstände entsprechend.
Ist einmal die Gliederung in Berufsstände unei

eieren Aufbau durchgeführt, se) steht auch die

neue Organisation der KV. fest. Oertlich —

etwa in jedem Kreise unel jeder kreisfreien

Stadt — würden wir BerufsstandsKken. haben,

die ihren Zusammenschluß in BezirksKken.
den Unterorganisationen der bisherigen Reici
verbände der verschiedenen Kassenarten
und darüber hinaus in ReichsKken. — den b

herigen Spitzenverbänden — haben. Der V
sicherte und sein Arbeitgeber haben nur i

der örtlichen Kke. zu tun. Die Bezirks- ui

Reichsstellen haben lediglich Verwaltung
funktionen und zweckmäßig auch Aufsich

befugnisse. Insbesondere obliegt ihnen der

notwendige Lastenausgleich und der Erlaß von

Richtlinien, nach denen die örtlichen Stellen

zu verfahren haben. Ehe Organisation der für

das Reichsgebiet bestehenden Ersatzkassen
kann hier ein gewisses Vorbild geben, wenn

auch den örtlichen BerufsstandsKken. eine weit

größere Selbständigkeit eingeräumt werden

muß als den Geschäftsstellen, wie sie die Er¬

satzkassen unterhalten.

Das hier Dargestellte scheint mir das Kern-

pioblem der Neuordnung der KV. zu sein.

Seine Durchführung im einzelnen ist minder

wichtig. Dabei handelt es sich um mehr ver¬

waltungstechnische Fragen, deren Bewältigung
im Rahmen der bisherigen Erfahrungen der

Praxis keine unüberwindlichen Schwierigkeiten
machen wird. Zweifellos ist hier noch manche

Frage der praktischen Durchführung offen ge¬

blieben. Darüber aber wird zu reden sein,
wenn erst einmal die berufsständische Gliede¬

rung in den Grundzügen feststeht. Jedenfalls

birgt die Zusammenfassung der gesamten KV.

eines Berufsstandes ohne weiteres schon eine

wesentliche Vereinfachung in sich- Je nach¬

dem, wie weit sich auch die anderen Versiche¬

rungszweige in die berufsständische Gliederung
einordnen lassen, wird auch der Verkehr der

verschiedenen VTräger untereinander von

selbst eine mehr oder weniger große Verein¬

fachung erfahren.

Zum Schluß darf ich darauf hinweisen — ob¬

gleich das eigentlich selbstverständlich ist —,

elaß natürlich der Staat auf seine Aufsichts¬

befugnisse nicht ganz wird verzichten können.

Bei der geschilderten Gliederung kann sich das

Aufsichtsrecht aber wohl auf die Reichsberufs

standsKken. beschränken. Jedenfalls erscheint

die Aufsichtstätigkeit der bisherigen VAemter

nicht mehr unbedingt notwendig. Ob man

darauf wird ganz verzichten wollen und können,

ist aber nicht von ausschlaggebender Bedeu¬

tung.

Vertretung
wirtschaftlicher Vereinigungen in der

knappsehaftlichen Versicherung.
Verordnung des RAM. vom 29. Mai 1933

(RGBL I S. 317).
Auf Grunel eles Gesetzes über Betriebs¬

leitungen unel über wirtschaftliche Ver¬

einigungen vom 4. April 1933 Artikel V

(RGBl. IS. 161) wird hiermit verordnet:

§ 1. Die Anstellungsverträge der Träger der

knappschaftlichen Versicherung mit den Ver¬

trauensmännern der Versicherten (§ 157 Satz 2

und 3r ^ 180 Abs. 3 RKG.) enden, unbeschadet

der Vorschriften des Gesetzes zur Wiederher-
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ung des Berufsbeamtentums vom 7. April
(RGBl. I S. 175), spätestens mit dem

Dezember 1933.

Im RKG. fallen weg a) die Klammer

j 184V* Im § 146 Abs. 2 Satz 1, § 160, § 167

1 Satz 1, § 171 Satz 1, § 177 Abs. 1 Satz 1;
elie Worte „ausschließlich des Vertrauens¬

innes der Versicherten44 im § 155 Abs. 2

2 § 175 Abs. 2 Nr. 3.

Abänderung
strafrechtlicher Vorschriften

\rtikel V des Gesetzes vom 26. Mai 1933

GBL I S. 298) verschärft die Strafvorschriften

? nüber Mitgliedern von Organen, die vor-

lich zum Nachteil der VTr. handeln. Hinter

23 Abs.2 RVO., § 153 Abs.2 RKG. und

Jf>8 AVAVG. ist jeweils als Satz 4 folgende
Vorschrift hinzugefügt worden:

In besonders schweren Fällen tritt an die

Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthaus bis zu

m Jahren; e*in besonders schwerer Fall liegt
besondere dann vor, wenn die Tat das Wohl

s Volkes geschädigt oder einen anderen be-

nders großen Schaden zur Folge gehabt
oder der Täter besonders arglistig gehandelt

it.

Diese Vorschriften sind am 1. Juni 1933 in

Kraft getreten.

Vollstreckungsschutz für die

Binnenschiffahrt.

Mit Gesetz vom 24. Mai 1933 (RGBl. I S. 2S9)
wurden Schutzvorschriften für die Binnen¬

schiffahrt gegenüber Vollstreckungshandlungen
erlassen. Das Gesetz ist am 28. Mai 1933 \n

Kraft getreten. Soweit Schiffer Beitrüge zur

SV. schulden, sind die VTr. an den neuen Vor¬

schriften rege interessiert.

nst weilen eingestellt und zwar bis

/um 31. März 1934 werden sämtliche Verfahren

zum Zwecke eler Zwangsversteigerung (ZVerst.)
von im Register für Binnenschiffe eingetragenen
Schiffen ohne Rücksicht darauf, ob die ZVerst.

>r oeler nach dem Inkrafttreten dieses Ge-

? t/es angeordnet ist. Das gilt auch, wenn der

Zuschlag bereits erteilt, aber noch nicht rechts-

iftig ist. Die Einstellungsvorschrift gilt auch

iur Beitragsforderungen eier Träger der SV.

Wird die ZVerst. aus einem durch Rechts-

ichftft am Schiff bestellten Pfandrecht be-

trieben, se> ist beim Vorliegen bestimmter

i Umsetzungen das Verfahren auf Antrag
des Gläubigers vorzeitig fortzusetzen.

«geben werden muß einem solchen An-

wenn nach Ueberzeugung des Ve)!l~

-tie ekunersgerichts eine orelnungsmäßige Wirt-

haftsführung des Schulelners nicht zu er-

rten oder das Schiff abwrackreif ist. Beim

•rhnndensein eler Voraussetzungen für die

stweilige Einstellung der ZVerst. findet bis
31. März 1934 auch der dingliche Arrest

W7f 931 ZPO.) in das Schiff nicht statt

hrend der Einstellung kann der Schuldner

er Aufsicht unterstellt werden. Die Auf-

rhtsperson wird vom Gericht ernannt. Di'»

•m 28. Mai 1933 bis zum 31. März 1934

wir I in die Fristen, die im § 10 Nr. 3 und 4,
eh Zwangsversteigerungsgeset/'

di). 1898 I. S. 713) vorgesehen sind, nicht

eingerechnet. Die Frist des § 31 Abs. 2 des

Zwangsversteigerungsgesetzes beginnt mit Be¬

endigung der Einstellung. Gegen die E. über
den Antrag auf Fortsetzung sowie gegen die

E. über Anordnung oder Aufhebung einer Auf¬

sicht ist Beschwerde möglich. Wird ein Antrag
auf Anordnung der ZVerst. nach dem 28. Mai
1933 gestellt, so kann damit gegebenenfalls
der Antrag auf vorzeitige Fortsetzung des Ver¬

fahrens verbunden werden. Die Vorschriften

auf einstweilige Einstellung finden auch ent¬

sprechende Anwendung, wenn es sich um

Zwangsvollstreckung in den Anteil an einem

im Binnenschiffregister eingetragenen Schiffe

tSchiffspart) handelt.

Soweit hiernach ZVerst.en von Binnenschiffen

noch möglich sind, ist jedoch durch das Gesetz

ein Mindestgebot vorgesehen. Bleibt bei

der Zverst. eines Schiffes das abgegebene
Meistgebot hinter sieben Zehnteilen des Schiffs¬

werts zurück, so kann ein Berechtigter, dessen

Anspruch durch das Meistgebot nicht gedeckt
wird, aber bei einem Gebot in der vorbezeich¬

neten Höhe voraussichtlich gedeckt sein würde,
die Versagung des Zuschlages beantragen. Der

Antrag ist abzulehnen, wenn der betreibende

Gläubiger widerspricht und glaubhaft macht,
daß ihm durch Versagung des Zuschlages ein

unverhältnismäßiger Nachteil erwachsen würde.

Wird der Zuschlag versagt, so ist ein neuer

Versteigerungstermin, und zwar regelmäßig
binnen zwei Monaten, längstens aber binnen

elrei Monaten, nach dem ersten Tei min anzu¬

setzen. In dem neuen Termin kann der Zu¬

schlag aus dem vorerwähnten Grunde nicht

mehr versagt werden.

Eingeengt ist auch die Zwangsvoll¬
streckung (ZV.) in sonstiges beweg¬
liches Vermögen. Vorbehaltlich der bis¬

her geschilderten Vorschriften ist die ZV

wegen Geldforderungen in bewegliche Sachen,
die zum Betriebe eines Schiffes oder zum Haus-

lat des Betriebsinhabers oder seiner Familie

gehören, mit Ausnahme von Luxusgegen¬
ständen, bis zum 31. März 1934 unzulässig.
Gleiches gilt von der ZV. in Fracht- und

andere Forderungen, die dem Schuldner aus

dem Schiffahrtsbetrieb zustehen, ferner in Bar¬

mittel unel Guthaben, die der Schuldner zur

ordnungsmäßigen Fortführung des Schiffahrts¬

betriebes oder zur Erfüllung der auf seinem

oder einem von ihm gemieteten Schiff leistenden

Verbindlichkeiten braucht. Soweit es sich um

geschuldete Beiträge und sonstige Leistungen
zur SV. für die Zeit nach elem 31. März 1932

handelt, gilt eliese» Einengung nicht in vollem

Umfang« Nur dann ist hier elie ZV. aufzu¬

heben, wenn elie» zuständige untere Ve

waltungsbehörde bescheinigt« elaß elem Schuld¬

ner elurch ehe ZV. Mitte»! entzogen werelen, eh¬

er zur ordmnvgsmä&igen Fortführung eles

Sch iffahrtsbet riebe eii- gewährleistest sein

muß, nicht entbehren kann. Die Befugnis des

Gläubigers, wegen e»iner Forelerung, für elie ihm

ein Pfandrecht an einer beweglichen Sache

exler an einem Recht zusteht, die ZV. zu be¬

treiben, wirel elurch elie in eliesem Absatz I*

handelten Vorschriften nicht beeinträchtigt.
Die zustäneligen Reichsminister sinel befugt,
Durchführungsverorelnungen unel Ergänzung

»rschriften zu erlassen.
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Zur Frage der Ausdehnung der Unfall¬

versicherungspflicht auf kleine Unter¬

nehmer.

i rler Vorschrift eles $ 548 RVf >. k<*nn ehe

Satzung einer BG. ehe 11VPfl. auch auf Betriebs¬
unternehmer ei strecken. Die Ausdehnung i

VPff. ist ei» tftOftomen Regelung eler Satzung
überlassen. Deshalb kann z. B. bestimmt we

den, elaß leehglich Betriebsunternehmer, elit- nur

me bestimmt- Zahl ve>n Versicherungspflich¬
tigen beschäftigen, ehr Vpfl. unterliegen.
Mit der Auslegung eh-r genannten Vorschrift
hatte- sich das LVA.f Sitz Saarlouis, zu befassen.
Aus einer E. vom 16. November 1932 (LVAmt,
Sitz Saarlouis, Urt. v. 16. Nove-mber 1932) ist

folgeneles hervorzuheben:
Der Getötete ist unzweifelhaft selbstünehger B«

üiebeuiiternehmei n. An sich unterliegen
sedcln ch der RVO. 'b»r Zwangsve-rsicherung
nicht. D tn kann gemäß § 548 RV< >. lie»

Satzung eh-s VTr. ehe VPfl. auf Betriebsunter¬
nehmer e-rstrecken. Demgemäß bestimmt $ 5S
ehr Sitzung eler B< Die- VPfl. wird auf Bt
triebsunternehmei erstreckt, die regelmäßig
keine exb*_ höchstens zwei Versicherungspflich¬
tige ge»gen Entgelt beschäftigen. Zur .regel¬
mäßigem Beschäftigung zweier Versicher ungs-
pflichtige*n gehören jährlich mindestens
48() Arbeitstage4*«
Das OVA. vertritt nun in seinem Urteile elen

Standpunkt, daß die Tatsache, elaß eler getöte'
Bäckermeister in seinem Betriebe regelmäßig
nur zwei Personen beschäftigt habe, allein ge

nage, die- Fr/ige eler VPfl. zu bejahen. Diese
Auffassung wird dem Wortlaute des § 58 a. a. O.
nicht f^eit-cht. Maßgel>enel für die Beurteilung
der VPfl. eles Unternehme-is ist nicht allein eh

Zahl eh-r beschäftigten Versicherte-n. Vielmehr
kommt es e-ntscheielend auch elarauf an, wieviel
Arbeitsl 0 g e jene insgesamt in der Re¬

gel jährlich geleistet haben. Die- Satzung stellt
nämlich sellxst im Satz 2 eh-s § 58 eine- Aus-

h»gungsie-ge| zu Satz 1 daselbst elahin auf, ehiß

/ur regelmäßigen Best häftigung zweier

Versicherungspflichtigen jährlich minelestens
480 Arbeitstag«» gehören. Mit anderen Worten:
Sinei 480 Arbeitstage im Jahre geh t, dann
soll «s so angesehen werelen, als ob zwei Ver-
eherungspflichüge beschäftigt worelen seien;

sinel dage-ge-n mehr geleistet we>relen, so soll dies
als eine- Arbeitsleistung von mehr als zwei Per-

•ne-n ara hen werden, ohne Rücksicht auf
ehe» tatsächliche Zahl der beschäftigt gewesenen
Personen« Für ehe Fi

,

ob eine VPfl. eles

Unternehmers vorliegt, ist weiterhin von Be¬

deutung, ob der Geschäftsumfang sich mit einer

gewissen Stetigkeit übei odei unter eler (nen/

von 480 Arbeitstagen jährlieh hält. Es soll also
/. B. eht» VPfl nicht etwa aufhören, wenn im Laufe
der Jehre regelmäßig weniger als 480 Arbeits**
tage* geleistet worden sinel und ausnahmsweise
in einem Jahre diese Zahl überschritten wirel.

Die ron eh-r Klägerin selbst unterschriebene

Lohnnachweisung vom 2. Mai 1929 besagt nun,

elaß zur Ze-it eh-i Tötung ihres Ehemannes elurch

den Lehrling neben diesem auch ihre» .Tochter
»is Verkäuferin unel elas Dienstmädchen im
Bäckereibetriebe beschäftigt waren. Die- Kla-

erin behaupte! demgegenüber, sie- habe dem

Angestellten der BO., der elit- Nachweisung aus¬

füllt haber zwar gesagt, ihre Tochter habt
elem ( h s< hafte gearbeitet. Diese sei je<\
keinesfalls in demselben gegen Entgelt best

tigt gewesen. Vielmehr habe sich diese wie
elie übrigen Familienmitglieder in elem Rau
hinter dem 1 n tagsüber aufgehalten und i

aushilfsweise die Käufer bedient. Auch
Dienstmädchen sei nur selten unel ausnahi

weise im Betriebe tätig gewesen.
Diese Ausführungen der Klägerin, die, wie oi

gesagt, ehe Nachweisung selbst unterschritt
und ihren Inhalt also wohl auch gelesen 1

klingen nicht überzeugend. Es kommt al

noch hinzu, daß eine von dem Ehemann

Klägerin selbst aufgestellte NachWeisung füi
elas Jahr 1928 vorliegt, aus der sich ebenl

ergibt, daß außer elem Lehrling auch die To*

ter vom 1. Januar bis 31. Dezember 1928 in de
Bäckereibetriebe, und zwar 362 Arbeitstage be

se häftigt gewesen ist und dafür Kost und Woh¬

nung erhellten hat. Fernei hatte der Verstört*

im Jahre 1927 laut LohnnachWeisung an 843 1

gen bezahlte Angestellte beschäftigt. Berück

sichtigt man, daß ehe Zahl der durch die Vor¬

genannten im Jahre 1929 bis zum 6. März

ele»m Tage der Ermordung eles Ehemannes

Klägerin — geleisteten Arbeitstage bereits je*
56 betragen hat, so muß angenommen werden,
elaß auch in jenem Jahre die Zahl der Arbeit¬

tage weit mehr als 480 betragen hätte, we

nicht der Betrieb durch die Tat des Lehrlings
ein Ende gefunden hätte.

Sonach ist festzustellen, elaß in der Bäckerei des
Ehemannes der Klägerin regelmäßig jährlich
mehr als 480 Arbeitstage geleistet worden SU

Eine VPfl. war also nach § 58 a. a. O. nicht |
ben. Richard Schubert, Berlin.

Krankenhauspflege, Wochenhilfe
und § 313 b RVO.

Nach § 313b RVO. hat elie» bisherige Kk. <

Kasse- <K.), be»i eler ein zur Weiterversicherung
Berechtigter oder ein Weiterversicherter seine
Mitgliedschaft fortsetzt, elie Kosten zu

statten, elie ihr durch Gewährung ve

Krankengeld in elen ersten elrei Monat

erwachsen. Dazu bestimmt die- Verordnui
de-s Reichspräsidenten vom 8. Deze-mber W
(RGBl. I S. 719) ergänzend, elaß elie bisher:
Kk. eler neuen K. auch diejenigen Kosten ru

ersetzen hat; ehe ihr elurch Gewährung \

Wochen- unel Familienwochenhilt»
in elen ersten elrei Monaten entstanden sin«

Soweit elit» nem- K. elem Weiterversicherten nui

Krll. oder nur WH. gewährt hat, kann sie el

mit rechnen, elaß ihr elie* Baraufwenelungen
mit Ausnahme der Kr.pfh gekosten — erstatte |

werden« Auch elann, wenn sie im Rahmen e.

Krll. Kr.hauspfle-<_ leisten mußte. Steht ü«

ger/en die- bisherig Kk. in Erstattu. »re

spruch zu, eh i sich allerdings nur auf ei

satzungsmä&ige KG, beschränkt (E. eh-s RVA

vom 2. Pebruar 1932).
Nicht selten kommt ibei vor, elaß elie neu«

K. einer Weiterversicherten gleichzeitig- Kr.

un<l WH. leisten muß. Man denke nur an e»ii»

Wöchnerin, die- wegen eim Beinbruchs
(inem Kr.hause» Verpflegt wirel. Das GeSl

?a zwar durch den $ 195a Abs. 4 eh

gleichzeitigen Bezug von Wochen- unel K
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Da iber elie Kr.hauspflege, wie aus elem

4 RVO. hervorgeht, an Stelle des 10

Kr.pflege gewährt wird, ist die Kr.ha'

ucl» ein Ersatz für die Kranken-

deren Bezug neben dem Wochen-

keinem Verbot unterliegt. Deshalb kann

«iner Weiterversicherten neben der WH.

ne Kr.hauspflege bezogen werden. Wird

weiten er sicherten Wöchnerin wegen

es Beinbruchs Kr.hauspflege gewährt, so ist

daneben auch d<is satzungsmäßige Wochen-

/u zahlen (E. des RVA. vom 13. Oktob

27, Hahn-Kühne Anm. 8 und Mitglieder eles

\ Anm. 12 zu § 195a RVO.).

ehe neue K. einer auf Grunel des § 313b

Vi Weiterversicherten in den ersten drei

• naten gleichzeitig Kr.hauspflege unel

H gewährt, dann ist zu untersuchen, was ihr

^herige Kk. nach § 313b Abs.2 unel der

rordnung vom 8. Dezember 1931 erstatten

h Daß die bisherige K. verpflichtet ist, ihr

Kosten der WH. zu ersetzen, unterliegt
. h dem klaren Wortlaut der Verordnung

m Zweifeh Unter elem Begriff „Kosten
WH ist alles zu verstehen, was die neue

der Wöchnerin auf Grund der §§ 195a, 205a

i'YO. als WH. nachweisbar geleistet, was sie

o tatsächlich aufgewendet hat. Pau¬

schalausgaben, die nicht nach dem einzelnen

L sondern nach der Gesamtsumme der Ver-

rten berechnet werden« sinel keine er-

ttungspflichtigen Kosten. Dena sie wären ja
ohne elen Versicherungsfall entstanden

d hängen deshalb nicht mit ihm zusammen.

bisherige K. hat aber die Kosten eler Hcdv-

»menhilfe, Arzneien und kleineren Heilmittel,

n Entbindungskostenbeitrag und elas ge-

ihrte Wochen- unel Stillgehl zu erstatten.

id aus eler ärztlichen Behanellung im Rahmen

WH. beson eiere Ke^sten erwachsen, so

müssen natürlich auch eliese erstattet werelen.

Wie ist es jedoch mit elen Kosten der Kr.haus-

•Hege, die neben der WH. von eler neuen K.

deckt werden mußten? Die Kr.hauspfleege
un wie hon ausgeführt; an Stelle der

.pflege und eles KG. gewährt. Die» Kosten

einei Krankenpflege sind nicht erstat¬

tungspflichtig. Der § 313b Abs.2 beschränkt

Erstattungsanspruch nur auf eins

Ki anken l eld. Ist Kr.hauspflege geleistet
,
dann hat elie bisherige Kk. der neuen

•/nngsmäßige K(i. zu erstatten (1:

S RVA. vom 2. Februar 1932). Eine Wödt-

rin darf airer nach $ 195a Abs. 4 RVO. neben

n Wochengeld kein KG. beziehen; Erhält

n ele'jn Wochengeld aus $ 1S4 eine

•, se> ist ihr eliese nur an Stelle der

ran ken pflege zu verabfolgen« Da aber

pflege nicht eh-r Erstattungspflicht unterliegt,
daraus zwingend, elaß eine Kr.hauspflege

n der WH. überhaupt zu keinem Erst it-

tgsanspruch berechtigt Gewährt elit neue

• -.tiit/.te»n Wöchnerin neben der WH.

• Kr.hauspflege, dann beschränkt sieh

tattungsanspruch lediglich aut el

ten dei WH. Die Kosten der Kr.hauspflege
en in einem solchen Falle- für elie Erstat-

völlig aas, sie sinel von dei neuen K

i ZU tragen.

Die Aussteuerung.

Der Einseneier Fischer weist mir in >

der Zeitschrift mit Recht einen Irrtum nae

D is von mir gegebene e Beispiel ist in

er t irreführend, da es die Vorschriften

des 183 Abs. 3 RVO. unberücksichtigt läßt.

Daß ich mit Fischer übereinstimme, ergibt
sich ber US meinen Bemerkungen im

zweiten Beispiel.
Hans Adolf Aye, Halle a. Saale.

Entschuldbare Unkenntnis

und Verjährung gemäß § 29 Abs. 2 RVO.

Der Vorstand einer Innungskrankenkasse faßte

im Jahre 1925 den Beschluß, daß sämtlich »

Lehrlinge ohne Unterschied in Grundlohnstufe»

lc einzustufen sind. Mit einem Nachtrag zur

Kassensatzung wurde jeeloch im Jahre 1927 für

Lehrlinge ohne Entgelt eine besondere

niedrigere — Stufe eingerichtet. Ein Arbeit¬

geber, eler seinen Lehrlingen keinerlei Ver¬

gütung gewährt, zahlte aus Unkenntnis elies

Satzungsnachtrages die Beiträge weiter nach

Klasse lc. Der von ihm gestellte Antrag auf

Rückzahlung der seit Inkrafttreten eles betref¬

fenden Satzungsnachtrages überzahlten Bei¬

tragsteile wureh* vom Kassenvorstnnd abge¬
lehnt. Hierbei konnte sich eler Arbeitgeber
nicht beruhigen und beantragte ehe Entschei¬

elung des Versicherungsamtes. Gleichzeitig

beantragte er noch, elie Kasse zur Zahlung von

Zinsen für verpflichtet zu erkläre»n.

Aus eler Entscheielung eh-s Versicherungsamts
ist folgendes hervorzuheben:

Nach $ 321 RVO. hat elie Kassensatzung u. i

über elie Höhe eler Beiträge Bestimmungen zu

treffen. Ein Vorstandsbeschluß, ehr Bestim¬

mungen über elie Höhe der Beiträge trifft,

kann elaher keine rechtliche Wirksamkeit

haben. Der Antragsteller hat danach für seine

Lehrlinge auch vor Inkrafttreten des Satzung*»
rvachtrages vom Jahre 1927 höhere als elie ven

geschriebenen Beiträge» entrichtet unel grund¬
sätzlich Anspruch auf Rückerstattung der zu¬

viel gezahlten Beitragsteile Nach $ 29 Abs. 2

RVO. verjährt jedodl elei Anspruch auf Rück¬

erstattung von Beiträgen in ö Mematen nach

Ablauf des Kalenderjahres, in dem sit* e»nt-

richtet worden sinel. Selbst in dei Annahme-,

ifi der Vorstandsbeschlufi von 1925 zu Recht

bestanden unel Antragstellei in Unkenntnis des

Satzungsnachtrages von 1927 ehe Beiträge
höher gezahlt hätte», mufi die Verjährungen

hrift eh-s § 29 Abs.2 RVO. Fiat/ greifen, da

eine Vorschrift, elaß entschuldbare Unkenntnis

des Berechtigten von seinem Rechte eh-n I

ginn eh-r Verjährung hindert, der Reichsver¬

sieherungsordnung fremd ist. Das V,

sicherungsamt erkannte deshalb nur aul Rück¬

zahlung der im Jahre» 1932 überzahlten Bei-

ttagsteile. Der Antrag aul Zahlung von Zinsen

wureh- abgelehnt, ela ehe Reichs licherungs-
ordnung e-ine» Unterlage Für einen derartigen
Anspruch nicht enthält

Ernst Reichen. Hirschbei.
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RECHTSPRECHUNG

bei rorlirgrod iedvefella /ur

/«-it det I rkni'ikunff

ttandrn Da Bf*t hafii£t*«iii im

Sinn«- <l»s I M>5 \1>-

1. Fällt im Krankheitsfalle der Lohn weg,
werden aber tarifmäßig Frauenzulage
und Kinderbeihilfe weitergewährt, so

liegt eine Lohnänderung im Sinne des

§318 Abs. 3 RVO. vor.

2. § 397 RVO. gilt nicht bei Unterlassung
von Lohnänderungsanzeigen.
i • RVA. vom 11. Januar IQ33 - II K. 5S 32.

Aus dei Gründen : Fs fragt tick /unathst. ob

dai \ i tmc hrrumrapflK htifce Beftchäitigvafsverblltnii det

Idmrbeiten l> während der Datier r l rLran-

knnj? im Sinne det I 165 RNO. fortbestanden hat. Dic

rticberaftffplliceel bei der K\. settt regelmäßig das

itehea eiset < Muhen BetchäftigungsverhiittnisiM
\« i sen den Arbeitgeber ein- Ver-

fttgtm *alt über die Arbeitskraft det Arbeitaebme

lebt (RVO v. Mitgl det RVA.. Bd. II. I V vi fl
.

S. *>.

ii 21c ra * Itt). rm tolchet Beschaftigim rbält-

Iirgend
jedenfalls

/ur

Zex
Dn Beschäftigt

»eil

im Sin

R\e> nicht richbedratead mit wirkliches Arbeits¬

leistung itt l mint et ela rauf an. ob am 2. Oktobei

m.to. dem läge «irr mit Arbeitsunfähigkeit \crhimdenen

Erkraakrag eiae Ixisung det fcrbeitsTerhält nisses statt¬

gefunden hat. Das x h drr I rLl.irnng des Arbeit-

bers aicht dir hall

Aue h das \ rforderait de r f streitlickkett i*»t ger» ben

Hier i*t nur der reiae I ohn (Stunden- oder Stücklohn)

weggefallen, wahrend ein- tarifmäßige Krauenznlage und

die Malierbeihilie für die Daaer der hrkrunkung ge-

thlt worden sind. Diene Eatchlige, dia mit Rttcktichl

auf dt m Familienstand gezahlt werden, gehören /um

Kntgelt im Sinne de« * IM» RVO, (rutsch. \Y

IfM S |\ 17, \ uM \U\ M ^> 128 Nr ",|). deaa su- sind

in den fraglichen I anf «ertrag btW, im Nachtrag da/u

deai Arbeitnehmer ausdrücklich «gesichert und ttellen

tich neek I ilt Gegenleistung für teine

Dienste <l«ir. Im Antraf auf Befreiung \<»n der k\

geiuaU I 173 Abt« 2 der RVO. ist niebt gestellt wordei

Dn I> Mitglied dei Kk geblieben itt, Bütten nach Bei¬

träge zahlt werden, sofern nicht etwa 1 383 Abs. 1

lagt. Das i^t nicht tler Füll. Nach

die Vorackrift _u_ad twaf bei Arbeitsunfah igkeit für

die Dauer t\nt Kraakenkilfc keime Beiträge n ent¬

richten. Voraataetanag für die Neitragsfreiheit ist nlto,

dal ein Aetopntch auf den Besag eiaer der in den

I* 183 bi-* |f4 «ler R\<> beaeichaeten leistungen naeh

(•esets oder Satzung besteht i m wegen emer be¬

stimmten Krankheit Mm der kk tueestenerter hat

doch gegen die.se keinen Anspruch mehr auf K n-

mtungen wegen der betreffenden krankheit Infolge
dt ist eia an einem \ ersnrgungtleiden arbeiti

anfal erkranktet \i- leuer. aicht *.i anf

(.rund tles $ 3K3 Abs j der lt\t> roa der Beitrat

entrichtung befreit (ca weh Entsch, 44.'»l \\ im S IN

421, EnM Wi\. 11 Nr M«),
rs fragt tick s«.mii nur noch, in welcher lb»he Heii

zu zahlen tin Nach Ansicht det OVA. mttssen

aueh fur die Zeil rom J Ins B Oktober 1930 unver¬

ändert ia alter Höhe weiterentrichtet werdei «1 eine

Loekaandernng ii des I 318 Abs. :t RVO. aicht

ngetreten tei. Di Auffassung trifft fedoch nichl zu.

Nach * 2 Al»s i und $ :* Abs i dnt erwähnten larif-

vertraget werden Stundenlohn oder Stttcklohatatxe gt

ankh Sckoa darant geh! bei vor« dal nur die tatsäch¬

lich geleif trbeit vergütet wird, \uuYrdem ist irn

S 7 a. a. e> vorgegeben, da! ^a die Kntlohnung in

dtr Regel nur alle vier bit fünf Wochen erfolgl — Ali*

i/ahlungen in bestimmter Höhe fur dic geleittetc
Arbeitszeit ihrt werden. I nd schließlich wird für

Werktage Loha ohne geleistete \rbeit außer ia tlen iui

I M Nr l los s dea rarifvert rage«, aufgeführten, hi«

aicbl in Betracht kommenden Fallen, gemäfl Nr. 9

a. a. (> nur bei Betriebsunfällen, dic Arbeittunfähigkeil
/ur Folge haben, ftir den I nfalltag gewahrt. Hiernach

fallt der tarifliche e.rundlnhn in Falle einer mit krank-

heil verbundenen Arbeitsunfähigkeit wn Da der

I Nachtrag /u tlem erwähnten Tarifvertrag ausdrück¬

lich bestimmt 1 Abs 2), d.iH im Falle «ler r rkran-

kun»: det Ekemaai Frnnenxninge weitergezahlt
wiro. handeil et sich um eine dnreh Krankkeil be-

fbnet im I .ir if\ ertrag vofgnacbei LoknÜaderai
r 518 :\ RVO äreibt vor. dal deren Wirkung
? rst mit *\rr nächsten Beitragszahlu iniritt. \%«-nn

_: antleret bestimml ist hur der

f.ill Denn nach § 19 Abs. Nil der Satzung in

Fatsnng des \\ Nathtrags ändert sich die Lohn«

s« fort, «rann Steh der Lohn von einem Montag ab

dert, sonst vom nüchstea Montag ab. Da die

wie anageflhrt, zum Fntgelt geboren, außer ihi

i<-dock nach dem iarif\ertrag kein (irundlohn im Fall

r mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Erkrank
zahlt uirel. ist am 2. Oktober 1930 eine Lokniaden

im Sinne des ^ 218 Ab«. 3 der RV 1 dea I

Abs. \II der Kasseasatsnnf in der Faasnng
\N Nachtrags eingetreten. I> Lohniaderung I

eine Ikendernng der I ohnttufe /ur Folnj
^ 397 HNO. koaunl niehl in Betracht. Denn die-. \

Rchrifl regelt lediglich das Knde eler Beitragspflicht
lie de» \ uss < \\ ni dene aus «ler Best näftigu

D.is Beschlftignngsverklltnis hat hier aber, arte

ttokend dargetaa, auch wahrend der Erkranknng f

bestendea. Ob nidit die I ohnänderung eb-r k.«

hätte angezeigt werden müssen, kann hier uncrortcr

bleiben. i\a ein Interlassen der Anzeige nur gen

I
"

H\() durch Ordnungsstrafe geahneiet werd

kann. Dagegen ist die WeitersnklnM der bisheri.

Beiträge nacl § J97 HNO. in hallen, in denen et -

uu, einen \ erstoH gegen tb \lelde\ orschnften dei

II 217aT_ RVO, handelt, schon deshalb ausgcsehl

weil I 330 HNe> die folgen der /uu iderhandlun.

si hopfend regelt.

Wochenhilfeleistungen bei Fortsetzung
der Mitgliedschaft nach 313 Abs. 4 RVO.

Der § 313 Abs. 4 RVO., eier durch die Ver¬

ordnung des Reichspräsielenten vom 26. Juli 193(1

«RGBl. I 1930 S. 311) geschaffen worden ist

bestimmt als Ererünzunp der Voraussetzung

für elie freiwillige Weiterversicherung de

wenn ein Mitglieel stirbt, der überlebeneJe Ehe

jjatte, wenn er nicht selbst auf Giund eines

Reichsffesetzes für elen Fall der Krankheit ver¬

sichert ist. die Mitgliedschaft unter denselben

Voraussetzungen und in elerselben Weise wie

ein Mitglied (Abs. 1 und 2) fortsetzen kann.

Hierbei ist in der Rechtsprechung unel in

Schrifttum die Fracre verschieelen beantworte

worden, ob dann, wenn der überlebende Eh«

tjatte eine schwangere Ehefrau ist, für sie ein

Anspruch auf Grunel eles $ 195a RVO. gegeben
ist, auch wenn sie zwar nicht selbst schon die in

$ 195a RVO. vorgeschriebenen Zeiten erfüllt h

»hl aber diese Zeiten unter Anrechnung der Ver¬

sicherungszeit ihres verstorbenen Ehemann

nachgewiesen sind. Während z.B. Lehmann

(in: Aenderungen in der KV., 3. Aufl., Anm. 1

$ 313), Scherf (in: Volkstümliche Zeitschril?

1933 S. 94) und auch eine Auskunft in de

Deutschen K.kasse (1930 Sp. 1540) elas bejahen.
steht B ü 11 m a n (in: Die» Betriebskranken

kasse 1931 S. 103) auf dem entgegengesetzt

Standpunkt. Die ersteren folgern aus de

Wortlaut des § 313 Abs. 4 RVO., daß dei

Ueberlebenel in jedem Falle nicht n'

an die Stelle dee Verstorbenen trete, se indem

vielmehr unter Anrechnung all^er von dein

\ t»rste>rbenen bereits erworbene

Rechte vollwertiges Mitglieel der K.k

mit allen Rechten unel Pflichten ein« oleher.

wereie. Bültmann el zen ist der Ansicht, ei

eler VJeberlebende zwar als Mitglied n die

Stelle des Verstorbenen trete», aber etwaig
für die Erwerbung bestimmter Rechte von

henen Versicherungszeitf n »mächst seil

erfüllen müsse, ehe er ¦ geltend mach»

unel elaß es nicht angängig sei, il

Zeiten anzurechnen, elie der Ve »rbene ro-

rückgeletjt habe.
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r eiiese in der Praxis überaus wichtige Frage
nun das RVA. in der ausführlichen E. des

uchsenats der Abt. II vom 22. Februar

>J — IIa R 158/32* —, die auch zur Veröffent-

hung in den A. N. bestimmt ist, folgenden
indsatl aufgestellt:

e Witwe, die die Mitgliedschaft ihres ver-

»rbenen Ehemannes bei der Kk. gemäß §313
4 RVO. fortsetzt, hat im Falle ihrer

Niederkunft nur dann Anspruch auf Wochen-

Ife nach § l^Sa RVO., wenn sie die dort vor-

ehene Wartezeit selbst erfüllt hat. Sonst

ht ihr nur die Familienwochenhilfe nach

205a Abs. 5 RVO. zu, wenn die Voraus-

tzungen dieser Vorschrift erfüllt sind.

Das RVA. hat sich somit den beiden bisher

im Schrifttum vertretenen Auffassungen nicht

in vollem Umfange anschließen können. Man

rd nicht verkennen können, daß das RVA.

imit eine praktische Kompromißlösung der

TC gefunden hat. Allerdings wird trotzdem

*ie Begründung des Urteils u.E. fraglos nicht

allgemein überzeugend wirken.

iui den (.runden: Bei eler Entscheidung i

¦Streitfrage war \on dem Wortlaut der Vorschrift des
I 313 Ads. 4 RVO. uuszugehen. Danach kann, wenn

m Mitglied der Kk. stirbt, der überlebende Ehegatte,
r nicht selbst auf Grund eines Reichs. /.es

fnr den Fall Jer Krankheit versichert ist, die Mit-

gliedschaft unter demselben Voraussetzungen unel in der¬
selben Weise wie ein Mitglied (8 313 Abs. I unel J

- fortsetzt n. Die Vorschrift ist durch die Ver-

'nung eh Reichspräsidenten \ om 26. Juli 1930.

rief Abschnitt, Zweiter Teil (KV.) Artikel 1 Nr. 44

(AGB). I S. 311, o24) in die RVO. eingefügt worelen.
beruhte auf einem im Reichstni teilten Antr

und erfüllte den oft rorgebruchteu Wunsch nach Schaf¬
fung IMt ^ «it»Tv crsicfierunpsiii(»_:lichkeit für den

überlebenden Hiegatten (vgl. Grieser - Sauerborn. Kr-

iterungen der Notverordnung vom 26. Juli 1930

233). Damit ist dem überlebenden Ehegatten ein

verstorbenen Kassenmitgliedes eine eigenartige Rethts-

-»ellung \ erliehen worden Das nach I 313 Abs 4 RVO.

riajreriunstU Recht der Fortsetzung eler Mitgliedschaft
stellt sich zwar nach seinem gesamten Aufbau als eine

Form eler freiwilligen Weiterversicherung dar. weicht

¦ tlen diese beherrschenden Grund ri in
• inem wichtigen Punkte ab. Denn die Wetterrerski

rung im eigentlichen Sinne setxt rorssi, daß eler Be¬

rechtigte selbst beschäftigt war. und daß er nach dem

Ausscheiden aus der VPfl. von dem ihm zustehenden

ht der We terversicherung Gebrauch macht. Die

rortsetzunr der Mitgliedschaft des verstorbenen Eh

gatten nach I 313 Abs. 4 RVO beruht aber auf Vor¬

aussetzungen, die in der Person dieses Ehegatten er¬

füllt waren. Wie Bültmann (Betriebskrankenkasse
1931 S. 101) mit Reiht betont, tritt der überlebende

Ehegatte in dit» verMiherungsrethtliche Stellung des

rstorbenen ein und erwirbt grundsätzlich die Tolle

Kassenmitgliedschaft in demselben l'mfange. wie i

der verstorbene Ehegatte besessen hat. Bei denjenigen
leistungen der Kk.« die unabhängig von der Ge¬

schlecht-»Zugehörigkeit zu gewahren sind, wie Kranken¬

hilfe, können Zweifelsfragen aus der Fortsetrang
Mitgliedschaft des Verstorbenen kaum entstehen. Dar¬

auf hat der überlebende, die Mitgliedschaft fortsetzende

r begatte in gleicher Weise einen Anspruch, wie ihn

der verstorbene Ehegatte gehabt hat. \nders verhalt

es sich iedoch b« den Wochenhilfeleistungen, die

grundsatzfich nur in der Person einer Frau entstehen

können. Der überlebende Ehegatte setzt nieht etwa

die Persönlichkeit des Verstorbenen a! lche. und

zwar sowohl als Versicherten, wie auch als Ehegatten
fort. I s handelt sieh vielmehr lediglich um die Eort-

lUUg der Kassenmitfcjliedschaft des verstorbenen Ehe¬

gatten, und zwar hier durch eine Frau. Wenn aber

solchergestalt eine Ehefrau elie Mitgliedschaft ihres

verstorbenen Ehemannes fortsetzt, so bleiben dadurch

die durch ihr Geschlecht bedingten Gegebenheiten un¬

berührt. Sie kann also die Mitgliedschaft ihres Ehe¬
mannes audi rechtlich nur als Frau fortsetzen, d. h.

nf Grunel der Fortsetzung der Mitgliedschaft wird sie

t ine weibliche Versicherte mit allen sich daraus

ergebenden Rechten und Pflichten. $ 195a RVO. I

aber lediglich auf ,,weibliche Versichert

Demgemäl ist auf die naeh Ma Abs. | RVO. erforder¬

liche Wartezeit von mindestens zehn Monaten nur die

\on einer weiblichen Versicherten zurückgelegt« it.

also diejenige, in der elie Witwe nach § 31?» Abs. 4

RVO. weiterversichert war. nicht aber audi die 7

der Versicherung ihres verstorbenen Ehemannes an

rechnen. Ist hiernach unter Einrechnung einer etwaigen.
i tler Witwe — gegebenenfalls vor dem Tode ihres

Ehemann« — znrMixgelegte \ ersicherungszeit die
Wartezeit als erfüllt anzusehen, so steht ihr die

Wochenhilfe nach $ MBU R\<>. zu. Andernfalls hat i

nur Anspruch auf die Familienwochenhilfe nach § 205.¦

\ RVO.

Diesei Ergebnis entspricht auch den praktischen Be-

(tarfnissen. Es ist bei der Schaffung cles § 313 Abs. 4

RVO. im Wege einer Notverordnung sicher nicht die

Absicht des Gesetzgebers irewesen, die Ausgaben der

Kk.en für Wochenhilfeleistuugeu, die ohnehin die

Haushalte der __Lk.au erheblich belasten, ohne zwingende
tweudigkeit noch weiter zu steigern. Es kann auch

nicht Sinn und Zweck der Vorschrift des I 313 Abs 4

RVO. n: die sich weiter \ersidiernde Ehefrau

günstiger zu stellen als die pflichtversicherte weibliche*

Versidi zumal freiwillig Versicherte im allgemeinen
ungünstigere Versicherung! Ilen nis die

\ ersicherungspflicht igen.

ANFRAGEN UND AUSKUNFTEI

Wir erteilen Beziehern unserer Zeitschrift, ohne ein*- Verpflichtung zu übernehmen, kostenlos Auskünfte aus

dem Gebiet der Soziahersicherung. Eine zivilrechtliche Haftung fur die Auskunft lung wird nicht über¬

nommen« Die Antworten werden brieflich gegeben und. wenn - ron allgemeinem
ntlicht.

Interess nd. hier re

D hriftleitung.

Wirkung von Verdienstausfällen durch

W ahrnehmung öffentlicher Ehrenämter auf den

Grundlohn.

Zur \nwendung des § 382 RVO.

ige: Der Schlosser D. ist Vorstand»
tglied unserer Kk. Durch seine ehrenamt¬

liche Tätigkeit hat D. Lohnausfälle. Von der

sse erhalt er Ersatz für entgangenen Arbeits¬

dienst. Beiträge und Leistungen werden bei

unserer Kasse nach dem wirklichen Arbeits-

nst als Grundlohn berechnet. Würde im

tnkheitsfalle die Höhe der Barleistungen
h diese Lohnausfälle beeinflußt oder kann

von der Kasse gewährte Ersatz für ent-

n Arbeitsverdienst als Entgelt it-

werelen? Kann D. trotzdem als Grund¬

lohn der wirkliche Arbeitsverdienst gilt, o

gebenenfalls von eler Vorschriit des § 382

RVO. Gebrauch machen? In welcher Frist unel

Form bitte das zu Geschehen

Antwort: Soweit Verdienstausfälle aus An-

\ der Wahrnehmung von Ehrenämtern in d

SV. den (irundlohn mindern,, ist ein solcher

Versicherter tatsachlich in Gefahr, jrelegentlich
eines Versicherungsfalles Nachteile in bezug
auf die Höhe der Barieistungen zu erleiden.

Ersatz für entgangenen Arbeitsveni t oder

Pauschbeträge für Zeitverlust nach $ 21 Ab»-

RVO. sind kein Entgelt im Sinne des § 160

RVO. (RV n Mitgl. des RVA., Anm.

zu § 16() RVO). Den hier in Betracht komnrun-

eien Ehrenämtern fehlt uch der Charakter
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eines Beschäftigungsverhältniss«»s. Bezüge er¬

wähnter Art können also nicht zur Auffüllung
s geminderten Grundlohns dienen«

Beim Vorhandensein inei entsprechenden
tzungsbestimmung kann nur auf Grund der

V« hrift des $ 382 RVO. e»ine> Benachteili¬

gung el» Versicherten abgewenelet werden.

382 RVO. spricht zwai vorn Verbleiben in

Iten höheren „Lohnstufe". Das ist abei

eht wörtlich gu nehmen. Gemeint ist ehe

V 'herung nach dem bisherigen (jrundlohn

(Lohnstufe liederUasseft, wirklicher Ar-

a). Sieht die- Satzung nichts

darüber vorr in welche»r Form und Frist der

Arbeitgebt oder di Versicherte Meldung
VOR det Anwenelung dieser Vorschrift zu er-

Itten hat, so ist nur erforelerlich. elaß die Bei¬

träge» nach dem alten höheren (jrundlohn fort¬

gezahlt werd«*n. Dabei mu6 der Versicherte»

n Mehrbetrag des Beitrages »'Ibst über-

hmen oder eler Arbeitgeber zustimmen. Er¬

folgt die Fortzahlung eles Be-itrages nicht, so

rückt der Versicherte ohne weiteres in den

seinem tatsächlichen Entgelt entsprechenden
Grundlohn ein (Komm. Ber. zur RVO. II

S. 36(1). Ause/eschlossen ist es, sich durch

nachträgliche Zahlung des Differenzbeitrages
elie Anrechte aus $ 382 RVO. sichern zu

wollen.

Einfluß von Satzungsänderungen auf laufende-

I alle aus $ 214 RVO.

Frage-: Be-i eler AOKk. für den Kreis L
würele mit Wirkung ve»m 1. Januar 1933 eine

Satzungsänderung eingeführt. Die Aenderung
besieht sich in der Hauptviche auf Grundlöhne

und Leistungen. Nach welcher Fassung de

Satzung hat e-in Versicherter, d< vor dern

1. Januar 1033 erkrankte und über diesen Zeit¬

punkt hinaus we»iter krank ist, nach elem 1. Ja¬

nuar 1^33 Anspruch auf die Leistungen nach

$ 214 RVO?

AnUorl: Grunelsätzlich maßgebenel ist die

Sitzung in dei Passunff, <üe beim Eintritt des
Versicherun vorhanden ist. Di ein¬

zelnem Leistungen bemessen sich dann für die

anze Leistungsdaten nach eler bei der Ent-

rehung eh>s Anspruchs geltenden I ung eler

Satzung ohne Rücksicht .tut inzwischen wirk¬

en Lre»worelen azungsänelerungen (vl

Hihn-Kühne. Anm. 2 zu g 211 RVO.). Aller¬

dings können nach £211 RVO. für bereits ein-

i etene Vei sicherunffsfalle elurch Satzungs¬
änderung elie Leistungen erhöht, nicht aber

herabgesetzt we»rden. Soll eliese Vorschrift zur

Anwendung kommen, muß in der Satzung au

eirücklich bestimmt sein, tlaß elit* einzelne»

Satzungsänderung oder Satzungsänderungen
allgemein, se>weit Erhebungen eh»r Leistungen
in Betracht kommen, auch für laufende FäMe

D Rechtsgrunds, sind 'ich bei n-

sprftchen wn 214 RV<). .id/uv ien. Tritt

itzui ung am I. Januar in Kr«*:
sind Versieht r iie <ius $ 214 RVO«, di
\or de»m I.Januar eingetreten sinel, grundsätz¬

lich ich weiterhin nach der alten Satz

und Versicherungsfälle aus 8 214 RVO.,
ch dem 31. Dezember eingetreten

giunclsätzlich nach der neuen Satzung zu unt

stützen. Sieht die Satzung aber die Geltu
eler Satzungsänderung, soweit es sich

Leistungserhöhungen handelt, auch für laut»!

Versicherungsfälle vor, so greift das auch

Fälle aus ^ 214 RVO., elie vor dem 1. Jan:
e ingetreten sind, Platz.

Die Begriffe „Erwerbslosigkeit' und „Ver
sicherte" im Sinne des § 214 RVO.

Frag e: Eine weibliche Versicherte w

unserer Kk. vom 17. Dezember 1932 bis 31. Mäi
1933 auf Grund versicherungspflichtiger li

häftigung gemeldet. Sie blieb als Wexrhner

gemäß S 311 Abs.2 RVO. Mitglied und schi.

mit Beendigung des Wochengeldbezuges a

27. April 1933 aus. Einen Erwerb hatte sie da
nach nicht. Am 8. Mai 1933 erkrankte d

frühere Versicherte an einem Beinleiden un

beanspruchte von uns Leistungen aus § 21
RVO. Wir haben den Anspruch abgelehnt
weil wir die Vorschrift des $ 214 RVO. m\

nach ^ 311 RVO. Ausgeschiedene nicht fii

anwendbar halten und außerdem das Aus

scheiden aus der Kasse nicht wegen Erwerb

losigkeit, sondern wegen Beendigung eh

Wochengeldbezuges erfolgt ist. Da die A

tragstellerin mit Klage droht, bitten wir U

Ihre Stellungnahme zu dem Fall.

Antwort: In dem von Ihnen gedeutet-
Sinne ist der allerdings ungenaue Ausdruck
ausscheiden „wegen Erwerbslosigkeit" nicht zu

verstehen. Nicht um den Grund des An

scheidens, sondern um den an das Ausschei¬

den sich anschließenden Zustand handelt

sich. Der Versicherte muß beim und nach

dem Ausscheiden aus der Kk. erwerbslos seil
Auf die Ursache der Erwerbslosigkeit kommt

es nicht an (vgl. RVO. von Mitgl. des RVA.,
Bd. II Anm. 2 und 3 zu $ 214 RVO.). Die Ve.

aussetzung, daß sich die Erwerbslosigkeit IB

mittelbar an das Ausscheiden anschließen muh

ist im vorliegenden Falle gegeben. E
fe rner ein Irrtum, daß die Vorschrift des § 21

RVO. nicht für nach § 311 RVO. Ausgesch
dene gelten soll. § 214 ist nur für ,,V'
sichert**", die ausscheiden, anzuwenden. Aue
hier ist der Ausdruck ungenau. Gemeint sir

Pflichtversicherte. Freiwillig und Weiterv
cherte gehören nicht hierher (AN. 1°1

S 762) ich nicht formell Versicherte n

$ 213 RVO. Als Versicherte gelten dageq
Arbeitsunfähige oder Schwangere oder Wöe

nerinnen, die» nach § 311 RVO. „Mitgli'
bleiben Die Wirkung der Vorschrift i

S 311 RVO. ist die Erhaltung der vollen W
glietlschaft mit eilen ihren Rechten und Pflie!

hen § 383 RVO.). Erhalten wen

mit dieser Mitglieelschaft auch die Rechte
$ 214 RVO. Sobald der Anspruch auf Leist
en wegfällt und damit die Mitgliedschaft na'

jt 311 RVO. »ndet, kommt 5 214 RVO. /

iwendung (vyl. /nich Okraß, VZ. 1927 S.377)
Die* Ablehnung des Anspruchs ist nach L
des Falles nicht haltb:»r.

hriftleiler: J f V m a n — VEB l>FR WARTE, Berlin \S 17. Potsdamer Stf-
k I indenhdus \ SW 6H — Sämtlich in Berlin.



Soergel, Jahrbuch det Krankenversicherungsredits. Prei«

4 RM. W. Kohlhammer, Verlagsbuchhandlung. Stuttgart.
Da« Jahrbuch enthält die Rechtsprechung des Jähret 1932.

Id großem Umfang sind erfreulicherweise wieder Auf¬

sätze und Urteile ans neuerer Zeitschrift registriert. An

Gewissenhaftigkeit und Gründlichkeit ist die Sammlung
wie immer auch diesmal nidit zu überbieten.

Zentralblatt für Reidisversicherung nnd Reichsveraorgung.
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, Urbanstr. 12—16. Be-

lugwpreia 4 RM. rierteljährlich. — Ab 1. April 1933 haben

die Herausgabe des ZentraLblattes übernommen: Direktor

Brucker, Beauftragter des Reiehaarbeitsministers zur

Leitunr des Hauptverbandes Deutscher Krankenkassen,
und Y\alter Schuhmann, Leiter der NSBO.

hrcanzungsblätter zur Reidisver&idiernngsordnang von

KoTlmann. Lieferung III, 2. Verlag W. Kohlhammer,

ittgart, Urbanstr. 14/16. — Die verschiedenen Aende¬

rungen der letzten Zeit auf dem Gebiet der Sozialver¬

sicherung aind in den Ergänzungsblättern festgehalten, so

daß der Kommentar wieder auf den neuesten Stand (März
i«'33) gebracht ist. Das Auswechseln der veralteten Blätter

gegen die neuen läßt sich durch das Lose-Blatt-System
r leicht vornehmen.

Meyers Lexikon, 7. Auflage in vollständig neuer Bear¬
beitung, Band XIV (Zweiter Ergänzungsband), Engler bis
Laibaal. Etwa 12 300 Stichwörter unel Artikel mit rund
300 Textabbildungen und 6? Tafeln, Karten und Bei¬

lagen. In Halbleder geb. 28 RM. Verlag Bibliogra¬
phisches Institut AG., Leipzig. — Die Europäischen
Konferenzen bis Lausanne und Genf, Frankreichs

Gegemrartsgeachichte bis über die letzten Wahden hin¬

aus, und sogar die Lebensschicksale bekannter Persön¬
lichkeiten bis heute aind dargestellt, aei ea Hindenburg
oder Hitler, Herrtot oder Kmpskaja, Greta Garbo oder
Istrati. Was wissen Sie über die katalanische Separa-
tistenbewegung, über irische Literatur in englischer
Sprache, über Gandharakunst, Imagisnrus, Fließarbeit,
Fernsehen, Kernphysik und Korrosion? Klare technische
Zeichnungen, Tafeln mit instruktiven Photos, übersicht¬
liche Karten und prachtvolle Farbendrucke ergänzen
wirkungsvoll den Text. Wohl zum ersten Made aind hier
die deutschen Gerichtstrachten dargestellt; kein anderes
Lexikon bietet solche Wunder der Farbenschönheit, wie
wir sie auf den Tafeln der modernen Glasmalerei, der
Kolibris, der Keramik finden. So darf man nicht nur

den Besitzern dea Hauptwerkes diesen Ergänzungsband
empfehlen, sondern jedem geiatig interessierten Men¬
schen wünschen, dafi er sich den ganzen ..Meyer"
mit Haupt- und Ergänzungsbinden anschaffen kann!

GEMEINNUTZIGE STELLENVERMITTLUNG

Anschrift: Gemeinnützige Stellenvermittlung, Berlin W57, Potsdamer Str.75 (Femspr.: B7Pallas7461)

Abkürzungen: Bero. — Bewerbung, Geh. — Gehaltsan$prüdxet liebt. — Lebenslauf, ZA. — Zeugnisabschriften.

Stellenangebote
$rifet «st fitlfsfiaftt fflr ben Steicfisoerbanb ber Orte-

franfenfaffen i. 9. oetietlt auf bas ganae 9teief). — 3)ie

-Sefolbuna ber prüfet ecfolgt aum Seil nad) (Sruppe 4b,
aum leil nad) (Sruppe 8 9W30., bte ber SÜfafcäfte na*
C&ruppe 8a, aum Seil na* ©ruppe 7 91SO. 3>te fiilfe-
Fräfte muffen flott ftenograpbteren unb SRafd&ine fc&teiben
fönnen. — ©etDertntngen non $erfonen. Die bie ent-

fprethenben Prüfungen abgelegt haben, arten mit felbft-
öffdjriebenem, lüdenlofem Eebenslauf, fteuantaabfc&riften
unb £idnbilb an ben »eWjaoerbanb ber Octafranfenfaffen
e. C, Seclin-tf&atlottettbucg, »etltnec Strafie 137.

1.) 1 ft**sfe«ief«6et «Bt. 9), 2.) 2 «ffiftente« «Br. 8a),
S.) 2 Celretätc «Br. 7), A. 1 Oberfefretär «Br. 4c).
AÜr 2.) unb 3.) tft bet 9tac&tDeia bec abgelegten Vn-
fteHungapcttfung betaubetngen. Äufierbem ©trb Äenntnia
ber einfälägtaen ©eftimmungen bec Social», tnabefonbece
btc Äranfem>rrfl(_beruno unb (Bemanbtbeit tn bec fcb-
fectigung bea IJubüfuma verlangt.
Rür btec Stelle nu 4.) Rnb befonbece ÄenntnifTe In bec
5te*nunfls- unb Äaffenbuc&fttbcung erforberlicf). Die oor-

gefebriebenen Prüfungen müfTen mit (Erfolg abgelegt fein.
9lur Serufabeamte («ngefteQte) moQen »em. mit ßebensl.,
Reugniaabfeftr. unb 93tlb einreichen, «ufeerbem tft bec 9cad).
a>ets bec nationalen Ruoerläfflglett au eebringen.
«Qaem. OctafcanfenrafTe Sibemfdbeib (Stabt), 64Wer¬
ft tafce 6.

ftoMtitktnQnbtanUt num m»gli<6ft balbigen eintritt im
»ebarfafaue Skittagaetnatebung unb Äranfenfontrolle.
(fre. 8a, SJerforgungsanroäctec. Sktoerbungen an ben 93oc-
ftanb bec «ngem. OttafcanfenfafTe Mbeqtvt.

•efdjäftafttter, (Bc. 4a 9W30. (3>ienftoobnung im See-
©alhing^ebäabe). 1 «fftftcnt (Scitrage-^bteilunn) ©c. 8a

9180., 1 fbeftnumaeftelier (93oIIa.'»eamter) (Bc. 8a 91930.,
©ebingung: SHotorrabfabrec. Kaution et©unf(&t. 1 Ailfa.
arbeitet nach freiec Seceinbacung. ?*robeaett füc Itbtn
«ngtftellten, mit «uanabme bee $ilfaarbeiteta, Vi 3ab*.
9*aa)u)et* bec nationalen fiuoerläfflgfeit erforberüd). Sem.
an _&ecrn 0. Se&raber, ftreisleitec bec 9M53)9*$. unb fom-
miffartfc&en Bocfifcenben bec WIgem. Octafcanfenfaffe
«eedtom-Stoctom in «totfo» »ar!.

«efdtfftafibte? filc Wlgem. Octafcanfenfaffe bea «reifes
-auban in Sasgesila (ca. 5000 SRitglieber), erfolgreiche
«nfteüunga. unb »eföcbecungaprüfung. 6 SRonate ^cobe.
rienftorbnungi>mä6ige «nfteDung nach 2 3abren, nach

5 3aJ)ren ru&ecjebaltaberedjtigt SBäbrenb bec SJrobeaeit
75 p. $. ©on Oftngangaftufe (Bc. 4a 91*0., Detail. D. 3n
bec WanfteOe 4a 91930., Cecforgunaaanmäctec beooraugt.
Sem. mit aüen baauaeböcigen Unterlagen, möglicbfi au*
»Üb, an baa Staoiltc&e 43erR*erungaamt Äamian-Äteia-
lann

Stellengesuche
St. 38

Ceftttät, ttfMest, 23 3abte, lebig, «.-Prüfung abge¬
legt, mit fämtriAen «rbeiten oertraut Jhicaf<frttft/
Sd&ceibmafe&ine, SSO., 9W5(B. (Begenb glcidwültig.

«t# 37

Serforgungsanväctet, 40 3af)re, oer^., mit arbeiten bec
tin falloecfictK eung, 3nnaIibenoerrtcftecuna einfdtf. atlec
anbecen Sparten bec SoataltHcfic^erung oertraut. Jlbein-
lanb.

St. 38

eeiilfi« fit Rainpraxia, 20 3abce, lebig, gulefct 3 3abre
bei «OÄ. tätig, aiah füc Äontocarbeiten geeignet fud)t
SteQung im »eairr »ranffurt a. 9R.

mt. 39

eoHiieüunasbeamter, ÄranfenfontroDeur, Seitcagaerbebec,
feit 1924 ununterbrocfjcn in bec SoaiaIoecft(_becung tätig,
auter Renner bec 91SO., fuebt glet*e ober äftnlicfee Stellung
m bec Sogialoerficfterung.

«t. 40

Vecoaltunaaafftftent 25 3ahre, lebig, VnfteQungapcüfung
abgelegt, mit aüen einfd)L arbeiten beftena oeettaut gute
Seugntffe.

»t. 41

ftaffieter, 30 3aftre, oerfteteatet in aQen Rmeigen bt3
flaffenbtenftes benKinbert, mit bem Sonftreefunqsmefen pec-

traut fueftt SteQung, eotl. aud) ala <Befd>äftafü&cec bei
mittlerec Äaffe. »eibe ^cüfungen abgelegt.

9tt. 42

<&ef*äftafi*cer, 31 3abre, lebig. beibe Prüfungen, Cc-
fabrunq in aDen fiaoeiaen bec Soaialoerftcfjerung, febr gute
SeugnifTe, fuebt Stellung in Saarfen.

9tt. 43

©estiftet aabnte«si!e_r, 25 3abre, lebia, mit aüen einfebl.
arbeiten oerteaut fueht in Sacbfen obec Ibüringen Stellung.

Wir bitten, bei Stellenangeboten, bei denen der Sozialversicherungsträger angegeben ist, sich direkt
bei diesem zu bewerben unter Mitteilung an uns.



AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen heute die Lösungen der in der letzten Nummer veröffentlichten Aufgaben.
Die Schriftleitung

Zur 1. Aufgabe. Nach einer E. des RVA.

vom lü. Oktober 1914 (AN. 14 S. 828) be¬

ll rundet eine 5 Monate dauernde auswärtige

Beschäftigung eines Hausgehilfen einen Be¬

schäftigungsort im Sinne des § 153 Abs. 1

RVO. an dem Orte, an dem die Beschäftigung

während dieser Zeit ausgeübt wird. Dieser

Grundsatz kann aber nicht gelten, wenn es

sich, wie bei Frl. K., nur um eine auswärtige

Beschäftigung gelegentlich des Urlaubs in L.

von 2 Monaten handelt. Hier bleibt der eigent¬
liche Wohnsitz Beschäftigungsort, so daß die

AOKk. H. mit Recht die durchgängige Ver¬

sicherung bei ihr beansprucht. Ein Irrtum aber

ist das Verlangen in bezug auf Frl. M. Ist ein

Hausgehilfe lediglich für die Zeit und den Ort

des Sommeraufenthalts angenommen, so ist

regelmäßig der Beschäftigungsort der Ort der

tatsächlichen Beschäftigung. Die Meldung des

Frl. M. zur AOKk. für L. erfolgte danach recht¬

mäßig.
Die Auffassung der AOKk. H., daß die Ab¬

meldungen von Frl. I. und Frl. K. während des

Auslandsaufenthalts für Juni und Juli 1932 un¬

gültig seien, ist begründet. Zwar deckt sich der

Geltungsbereich der SV. grundsätzlich mit den

Reichsgrenzen. Im Ausland Beschäftigte unter¬

liegen daher an sich nicht der VPfl. nach der

RVO. Ausstrahlungen eines inländischen Be¬

triebes ins Ausland, nach denen die be¬

schäftigte Person gewissermaßen als im Inland

beschäftigt angesehen werden kann, führen

jedoch zu einer anderen Beurteilung. Ins¬

besondere gilt das, wenn persönliche Be¬

dienstete ihren Dienstherrn bei einem vor¬

übergehenden Aufenthalt im Ausland begleiten

(Ziff. 3 der Anl. des RVA. — InvV. und KV. -

vom 26. April 1912, AN, 12 S. 721). Die Mit¬

nahme der beiden Mädchen in den Ferien¬

aufenthalt bedeutete solche Ausstrahlung des

inländischen Beschäftigungsverhältnisses, die

den Beschäftigungsort nicht ändert, die VPfl.

nicht beeinträchtigt und somit die ununter¬

brochene Zuständigkeit der AOKk. H. bedingte.

Zur 2. Aufgabe. Die Beschäftigung eines

Ehegatten durch den andern (Arbeitgeber)

unterliegt nach § 159 RVO. nicht der KVPfl.

Nach den durch die RSpr. aufgestellten Grund¬

sätzen ist die Frage, ob Einheit des Arbeit¬

gebers vorliegt, nach rechtlichen und nicht

nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu be¬

urteilen. Eine offene Handelsgesellschaft, wie

die Firma „Radiovertrieb'4, ist keine juristische
Person. Dienstverträge werden von den Ge¬

sellschaftern mit solidarischer Haftung persön¬
lich abgeschlossen <vgl. auch E. des OVA.

Leipzig vom 21. Juni 1928, DK. 1929 Sp. 408).
Deshalb waren die beiden Ehefrauen als Ge¬

sellschaften unbeachtet des Bestehens der

offenen Handelsgesellschaft, versicherungs¬

rechtlich Arbeitgeber der Brüder Erwin un<J

Franz O. § 159 RVO. greift somit Platz. VP«.

lag nicht vor.

Anders ist es mit der Beschäftigung d

Ewin O. bei der „Radiovertriebsges. m. b. H

Eine G. m. b. H. ist eine juristische Person des

Handelsrechts. Diese gilt bei Abschluß von

Dienstverträgen als Arbeitgeber. Der Mit¬

inhaber oder auch alleinige Inhaber der Anteile

einer G. m. b. H. ist persönlich nicht Betriebs¬

unternehmer und somit auch nicht Arbeitgeber
der in dem Unternehmen beschäftigten Per¬

sonen (vgl. E. des RVA. vom 21. Mai 193<),

DK. 1930 Sp. 304). Demgemäß liegt eine Be¬

schäftigung zwischen Ehegatten im Sinne des

§ 159 RVO. nicht vor, wenn, wie in unserem

Falle, der Ehemann bei einer G. m. b. H. an¬

gestellt ist, deren sämtliche Geschäftsanteile

sich im Besitz der Ehefrau befinden. Erwin O.

war danach versicherungspflichtig.

Zur 3. Aufgabe. Als Entgelt zur Berech¬

nung des Grundlohns kommt für Frl. R. in den

Monaten April, Mai und Oktober 1932 der

Verdienst von je 80 RM. und in den Monaten

Juni bis September 1932 das Gehalt von je

100 RM. in Betracht. Die Trinkgelder können

in vorliegendem Falle nicht als Entgelt an¬

gesehen werden, ebenso nicht die Urlaubsent¬

schädigung.

Zu Entgelt im Sinne des § 160 RVO. gehören
auch andere Bezüge, die der Versicherte neben

Gehalt oder Lohn von dem Arbeitgeber odei

einem Dritten erhalt. Zu diesen anderen Be¬

zügen rechnen Trinkgelder dann, wenn si»*

gewohnheitsmäßig gewährt werden oder ver¬

kehrsüblich sind und wenn sie bei der Lohn¬

festsetzung, sei es auch nur stillschweigend,

berücksichtigt werden (vgl. AN. 1907 S. 419,

VZ. 1929 S. 242). Diese Voraussetzungen sind

bei Frl. R. nicht gegeben. Durch das Be¬

dienungsgeld ist das sonst verkehrsübliche und

gewohnheitsmäßig gewährte Trinkgeld ab¬

gelöst. Bei der Lohnfestsetzung sind mögliche
Trinkgeldeinnahmen nicht berücksichtigt wor¬

den. Deshalb können die Frl. R. gewährten
Trinkgelder nicht als Entgelt, sondern nur als

Geschenke gewertet werden.

Eine Barentschädigung, die der Arbeitgeber
seinem Beschäftigten für den Verzicht auf den

ihm zustehenden Urlaub gewährt, gehört nach

einer E. des RVA. vom 2. Mai 1928, DK. 1928

Sp. 751, nicht zum Entgelt nach § 160 RVO.

Zum Entgelt gehören nach dieser E. wirtschaft¬

liche Vorteile jeder Art, die dem Arbeiter als

Vergütung „für seine Arbeit" gewährt werder

Dagegen sind in den Entgelt Vermögensvorteile
nicht einzurechnen, die nicht den Gegenwert
für Arbeitsleistungen bilden. Um einen Ver¬

mögensvorteil dieser Art handelt es sich aber

bei der Urlaubsentschadigung.


